Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
die Freie Stadt Danzig 


e r. 54 Au 


Sgegeben Danzig, den 11. Juli 1934 


Juhalt: Bekanntmachung der neuen Faſſung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftl. Schuldverhältniſſe S. 499 


Verordnung zur Aenderung des Danziger Beſoldungsgeſetze s. S. 513 
Rechtsverorduung zur Vermeidung von Mißſtänden bei der Vergebung von Aufträgen der öffentl. Hand S. 517 
Verordnung über Segelflug- und Freiballonweſeee nnn S 517 
Verordnung betreffend Prüfungsweſen bei den Krankenkaſſ uu S. 524 
Verordnung zum Zuſatz⸗Abkommen über die in Artikel 109 Abſatz 1 Satz 2 des am 21. April 1921 in 

Paris unterzeichneten Abkommens vorgeſehene Regelung umfangreicherer Militärtransporte .. S. 524 

2 E 
162 Bekanntmachung 


der neuen Faſſung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe. 
Vom 30. Juni 1934. 


Auf Grund des Art. III der Abänderungs⸗ und Ergänzungs⸗Verordnung vom 9. März 1934 
(G. Bl. S. 165) wird die Verordnung zur Negelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 
22. September 1933 unter Berüdjihtigung der Abänderungen und Ergänzungen durch die Verord— 
nungen vom 28. Oktober 1933 (G. Bl. S. 512), 21. Dezember 1933 (G. Bl. S. 626), 9. März 
1934 (G. Bl. S. 165), 24. April 1934 (G. Bl. S. 279), 4. Juni 1934 (G. Bl. S. 451) und vom 
30. Juni 1934 (G. Bl. S. 477) in neuer Faſſung bekanntgemacht. 


Danzig, den 30. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning v. Wnuck 


Verordnung 
zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 unter Berückſichtigung 
der Abänderungen und Ergänzungen durch die Verordnungen vom 28. Oktober 1933 (G. Bl. S. 512), 
21. Dezember 1933 (G. Bl. S. 626), 9. März 1934 (G. Bl. S. 165), 24. April 1934 (G. Bl. S. 279), 
4. Juni 1934 (G. Bl. S. 451) und vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 477) neugefaßt am 30. Juni 1934. 

Auf Grund des 8 1 Stelle 61 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Die Erhaltung eines wirtſchaftlich gefunden Bauernſtandes bildet die grundlegende Vorausſetzung 
für das Wohl des Geſamtvolkes auch in den kommenden Geſchlechtern. Ihr dient die dauernde An⸗ 
paſſung der bäuerlichen Verſchuldung an die Ertragsfähigkeit des ländlichen Grundbeſitzes. 

I | 55 
Entſchuldung ; 1 
8 1 f 

Der Eigentümer eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Grundſtücks kann 
bei dem Amtsgericht Danzig bis zum 15. November 1933 die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens 
beantragen; das Amtsgericht kann auch ſolche Anträge zulaſſen, die zwar nach dem 15. November 
1933, jedoch vor dem 1. September 1934 eingehen. a 


82 
Der Antrag muß enthalten eine Angabe über die Art des Betriebes, die Größe der zu ihm ges 
hörigen Grundſtücke und ihre Nutzungsart ſowie über die Höhe des Grundvermögensſteuerwertes, ſo⸗ 
weit dieſer bereits bekanntgegeben iſt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages! 19. 7. 1934.) 
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500 


Dem Antrage ſind beizufügen: 

1. ein Verzeichnis aller Gläubiger und Schuldner unter Angabe der einzelnen Forderungen und 
Schulden, ihrer Zinshöhe und Fälligkeit, des Schuldgrundes, des Zeitpunktes ihrer Ent: 
ſtehung ſowie der für ſie beſtehenden Sicherheiten (Pfandrechte, Sicherungsübereignungen, 
Eigentumsvorbehalte uſw.), 

2. ein Verzeichnis aller übrigen Vermögensgegenſtände, ſoweit es ſich nicht um das übliche 
landwirtſchaftliche Inventar oder Hausrat handelt, 

3. eine Erklärung des Schuldners darüber, ob innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage des 
Antrages zwiſchen ihm und ſeinem Ehegatten vor und während der Ehe, ſeinen oder ſeines 
Ehegatten Verwandten auf- und abſteigender Linie, feinen oder ſeines Ehegatten voll- und 
halbbürtigen Geſchwiſtern oder den Ehegatten einer dieſer Perſonen eine Vermögensausein⸗ 
anderſetzung ſtattgefunden hat, ſowie darüber, ob und welche Verfügungen über Vermögens⸗ 
gegenſtände er innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage des Antrages zugunſten einer 
dieſer Perſonen vorgenommen hat; Verfügungen, die ausſchließlich gebräuchliche Gelegenheits⸗ 
geſchenke zum Gegenſtande hatten, bleiben außer Betracht. 

Das Amtsgericht kann dem Eigentümer, ſofern die vorbezeichneten Unterlagen dem Antrage nicht 
oder nicht vollſtändig beigefügt worden ſind, zur Nachreichung eine angemeſſene Friſt unter der An⸗ 
drohung der Zurückweiſung des Antrages beſtim men. 


§8 3 

Das Amtsgericht hat öffentlich bekannt zu machen, daß der Antrag auf Entſchuldung des Grund⸗ 
ſtücks geſtellt worden iſt. Es hat das Grundbuchamt um die Eintragung eines Vermerks über die 
Stellung des Antrages zu erſuchen. Die öffentliche Bekanntmachung ſowie der in das Grundbuch ein⸗ 
zutragende Vermerk haben den Zeitpunkt der Stellung des Antrages zu enthalten. 

Die öffentliche Bekanntmachung und das Eintragungserſuchen unterbleiben, ſofern der Antrag 
alsbald abgelehnt wird. 

84 

Von Stellung des Antrages an find für die Dauer des Verfahrens unzuläſſig: 

1. die rechtsgeſchäftliche oder zwangsweiſe Belaſtung der zum Betriebe gehörenden Grundſtücke, 

1. a) Klagen auf Leiſtung aus Anſprüchen im Sinne der SS 13 bis 24, mit Ausnahme der 
im S 23 Abſ. 1 Satz 2 und 3 bezeichneten Forderungen, 

2. die Stellung von Anträgen auf Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwal⸗ 
tung ſowie die weitere Durchführung anhängiger Zwangsverſteigerungen, 

3. die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen in bewegliche Sachen, die zum Betriebe oder 
einem mit ihm verbundenen Nebenbetriebe oder zum Hausrat des Betriebsinhabers gehören, 
ſowie in Forderungen, Barmittel oder Guthaben, die dem Grundſtückseigentümer aus der 
Veräußerung der im Betriebe gewonnenen Erzeugniſſe zuſtehen, 

4. die Zwangsvollſtreckung wegen eines Anſpruches auf Herausgabe der dem Betriebe dienenden 
beweglichen Sachen. 

Von Stellung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens an kann von dem Grundſtückseigen⸗ 
tümer die Ableiſtung des Offenbarungseides nicht verlangt werden. 

Von Stellung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens an kann ein Bürge oder Mit⸗ 
ſchuldner die Befriedigung des Gläubigers während der Dauer des Verfahrens inſoweit verweigern, 
als er im Falle der Befriedigung einen Erſatzanſpruch gegen den Grundſtückseigentümer haben würde. 

Von der Stellung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens an ruht die Verjährung und 
der Lauf der Friſten des § 10 Abſ. 1 Stelle 2 bis 4 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes. 


8 5 
Die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens iſt abzulehnen: 

1. wenn der Eigentümer Schulden im Hinblick auf eine beabſichtigte Inanſpruchnahme des 
Entſchuldungsverfahrens aufgenommen hat; daß dies der Fall iſt, iſt im Zweifel bei Schulden 
anzunehmen, die nach der Verkündung dieſer Verordnung aufgenommen ſind, 

2. wenn die Perſönlichkeit oder Wirtſchaftsweiſe des Eigentümers nicht die Gewähr für eine 
erfolgreiche Durchführung des Verfahrens bietet, 

3. wenn der Eigentümer innerhalb der ihm unter Androhung der Zurückweiſung ſeines An⸗ 
trages geſetzten Friſt (S 2 Abſ. 3) die erforderten Unterlagen nicht nachgereicht > 

4, wenn die Vorausſetzungen des § 1 nicht gegeben find. 
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ee 9 6 

Die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens kann abgelehnt werden, 

1. wenn das Grundſtück nach dem 1. Oktober 1930 im Wege der Zwangsverſteigerung ver⸗ 
äußert worden iſt, 

2. wenn nach dem Inhalt des Antrages die mit dem Betriebe verbundenen Laſten und Ab⸗ 
gaben hinter der Ertragsfähigkeit desſelben erheblich zurückbleiben oder der Eigentümer ſich 
aus eigenen Mitteln hinreichend entſchulden kann, 

3. wenn der Eigentümer nicht im Hauptberuf Landwirt iſt oder nicht ſtändig auf dem Grund⸗ 
ſtücke wohnt. 

8 7 

Zur Ablehnung des Antrages auf Einleitung des Entſchuldungsverfahrens (SS 5 ‚6) iſt die Zu⸗ 

ſtimmung der Bauernkammer erforderlich. 
$ 7a 

Stellt ſich nach Einleitung des Entſchuldungsverfahrens heraus, daß der Antragſteller nicht oder 
nicht mehr Eigentümer des zu entſchuldenden Grundſtücks iſt oder daß ein Grund vorliegt, der nach den 
SS 5 und 6 die Ablehnung der Einleitung des Verfahrens gerechtfertigt haben würde, ſo kann der 
Beſchluß auf Einleitung des Verfahrens mit der Maßgabe aufgehoben werden, daß die Einleitung des 
Entſchuldungsverfahrens als nicht erfolgt gilt. 

Bis zum Erlaß des Schlußbeſcheides ($ 34) kann der Antrag auf Einleitung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens zurückgenommen werden, jedoch nach Einleitung des Verfahrens nur mit Zuſtimmung des 
Amtsgerichts. In dieſem Falle iſt das Verfahren aufzuheben. 

8 8 

Das Amtsgericht hat die Ablehnung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens öffentlich 
bekannt zu machen. Es hat das Grundbuchamt um die Löſchung des Vermerks über die Stellung des 
Antrages zu erſuchen. Die Bekanntmachung und das Löſchungserſuchen unterbleiben, ſofern die An⸗ 
tragſtellung nicht öffentlich bekannt gemacht und das Grundbuchamt nicht um Eintragung des Ver⸗ 
merks über die Antragſtellung erſucht worden war (§ 3 Ab]. 2). 


8 9 2 

Das Amtsgericht kann ſchon vor der Entſcheidung über den Antrag alle ihm geeignet erſchei⸗ 
nenden Ermittelungen vornehmen. Es kann insbeſondere dem Eigentümer die eidesſtattliche Verſicherung 
der Richtigkeit ſeiner Angaben aufgeben und die Steuerakten herbeiziehen. 

S 10 

Der Beſchluß über die Einleitung des Verfahrens iſt dem Grundſtückseigentümer und den aus 
dem Grundbuch erſichtlichen Gläubigern zuzuſtellen. Er tritt mit der Zuſtellung an den Grundſtücks⸗ 
eigentümer in Kraft. 

8 

Das Amtsgericht fordert ſämtliche Gläubiger des Grundſtückseigentümers auf, ihre zur Zeit der 
Eröffnung des Verfahrens beſtehenden dinglichen oder perſönlichen Anſprüche an Kapital und Zinſen 
unter Hervorhebung der vorhandenen Zinsrückſtände innerhalb der vom Gericht zu beſtimmenden Friſt 
anzumelden und die in ihren Händen befindlichen Schuldurkunden dem Gericht einzureichen. Die Auf⸗ 
forderung zur Anmeldung iſt öffentlich bekannt zu machen. ? 

8 12 

Anhängige Zwangsverſteigerungsverfahren gelten mit Einleitung des Entſchuldungsverfahrens als 
aufgehoben. Das Amtsgericht kann nach Einleitung des Entſchuldungsverfahrens die Aufhebung an⸗ 
hängiger Zwangsverwaltungen anordnen. Für aufgehobene Zwangsverſteigerungsverfahren oder 
Zwangsverwaltungen werden Gerichtskoſten einſchließlich der der Staatskaſſe erwachſenen baren Aus⸗ 
lagen, ſoweit ſie nicht durch Vorſchüſſe bereits gedeckt ſind, nicht erhoben. Die dem betreibenden Gläu⸗ 
biger durch das Verfahren erwachſenen Koſten fallen dem Schuldner zur Laſt. 

Anhängige Sicherungsverwaltungen gelten mit Einleitung des Verfahrens als aufgehoben. Für 
aufgehobene Sicherungsverwaltungen werden Gerichtskosten einſchließlich der der Staatskaſſe erwachſe⸗ 
nen baren Auslagen, ſoweit ſie nicht bereits gezahlt ſind, nicht erhoben. Die für die Sicherungsver⸗ 
waltung vom 1. Oktober 1933 ab mit Genehmigung des Sicherungsausſchuſſes zur Aufrechterhaltung 
des landwirtſchaftlichen Betriebes gewährten Darlehen, Sachlieferungen und gewerblichen Leiſtungen ſo⸗ 
wie Darlehen, die zur Beſtreitung laufender, auf dem Grundſtück ruhender Laſten gewährt worden ſind, 
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behalten ihren Rang, ſofern der Gläubiger die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks binnen drei Mo⸗ 
naten nach Beendigung des Entſchuldungsverfahrens beantragt. 


S 13 

Der Zinsſatz der auf den landwirtſchaftlich, forſtwirtſchaftlich, gärtneriſch oder für land- oder forſt⸗ 
wirtſchaftliche Nebenbetriebe genutzten Grundſtücken des Betriebsinhabers eingetragenen Hypotheken 
einſchließlich der ihnen zu Grunde liegenden Forderungen mit Ausnahme der Sicherungshypotheken er⸗ 
mäßigt ſich, und zwar ohne Rückſicht auf ihre Fälligkeit, infolge Einleitung des Verfahrens mit Wir⸗ 
kung vom 1. Oktober 1933 für erſtwertige Hypotheken ſowie für Aufwertungshypotheken auf 4 vom 
Hundert, für andere Hypotheken (zweitwertige Hypotheken) auf 2½ vom Hundert. 

Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 finden auf Grundſchulden entſprechende Anwendung, ſofern 
dieſe als dauernde Kapitalsanlage anzuſehen ſind. Ob dies der Fall iſt, entſcheidet das Amtsgericht. 
Eigentümergrundſchulden erlöſchen, ſofern ſie nicht mit einem Pfandrecht belaſtet ſind. Auch eine mit 
einem Pfandrecht belaſtete Eigentümergrundſchuld erliſcht, ſofern ſie aus einer Tilgungshypothek durch 
planmäßige Tilgung entſtanden iſt. Beſtehen Zweifel, ſo entſcheidet gleichfalls das Amtsgericht. 

Erſtwertige Hypotheken (Grundſchulden) im Sinne dieſer Verordnung ſind ſolche Hypotheken 
(Grundſchulden), die innerhalb der Grenze von 40 vom Hundert des der Grundvermögensſteuerveran⸗ 
lagung zu Grunde zu legenden Grundſtückswertes liegen. Die Feſtſtellung dieſer Wertgrenze erfolgt 
durch das Amtsgericht. Gehören dem Grundſtückseigentümer mehrere Grundſtücke mit ungleichartiger 
Belaſtung, ſo beſtimmt das Amtsgericht nach pflichtmäßigem Ermeſſen, welche Hypotheken (Grund⸗ 
ſchulden) erſtwertig im Sinne dieſer Verordnung ſind oder in welcher Höhe ſie als erſtwertige 
Hypotheken zu gelten haben. 

8 14 

Nicht als Zinſen gelten Zuſchläge, die der Schuldner wegen Verzuges oder wegen Nichtbewirkung 
von Nebenleiſtungen zu zahlen hat, auch wenn fie als Zinſen (z. B. Verzugs⸗ oder Strafzinſen) be⸗ 
zeichnet ſind. Dieſe Zuſchläge dürfen, ſofern es ſich um Verzugs⸗ oder Strafzinſen handelt, den Satz 
von 1 vom Hundert des Kapitals nicht überſteigen. 


8 15 

Zinsrückſtände, die in der Zeit bis zum 31. Dezember 1932 entſtanden ſind, werden dem Kapital 
hinzugerechnet. Die Hinzurechnung findet nicht ſtatt, wenn durch vor dem 1. Auguſt 1933 ausgeſtellte 
Urkunden nachgewieſen wird, daß die Zinsrückſtände einer anderen Perſon als dem Gläubiger der Hy⸗ 
pothek (Grundſchuld) zuſtehen. Die Zinsrückſtände ſind in dieſem Falle gemäß § 23 zu behandeln. 

Sind für denſelben Gläubiger mehrere Hypotheken (Grundſchulden) im Range unmittelbar hinter⸗ 
einander eingetragen, ſo werden die Zinsrückſtände dem Kapital der letzten dieſer Hypotheken (Grund⸗ 
ſchulden) hinzugerechnet. 

Sind vom Gläubiger angemeldete, dem Kapital hinzuzurechnende Zinsrückſtände vom Schuldner 
beſtritten, jo hat das Amtsgericht in dem gemäß § 34 zu erlaſſenden Beſchluß feſtzuſtellen, daß für 
den Gläubiger in Höhe des beſtrittenen Betrages mit dem Range ſeiner Hypothek (Grundſchuld) eine 
Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf die angemeldeten Zinsrückſtände einzutragen iſt. Die 
Vormerkung iſt vom Grundbuchamt von Amts wegen zu löſchen, ſofern nicht der Gläubiger nach 
Ablauf von 3 Jahren ſeit Eintragung der Vormerkung eine Eintragungsbewilligung des Schuldners 
oder einen rechtskräftigen Titel beim Grundbuchamt vorlegt, aus welchem ſich ergibt, daß ihm die bean⸗ 
ſpruchten Zinsrückſtände zuſtehen. 

8 16 

Die infolge Einleitung des Entſchuldungsverfahrens der Zinsſenkung unterliegenden Hypotheken 
und Grundſchulden einſchließlich der den Hypotheken zu Grunde liegenden Forderungen (8 13 Abſ. 1 
und 2) und der dem Kapital hinzuzurechnenden Zinsrückſtände ($ 15) werden in Tilgungshypotheken 
(Grundſchulden) mit gleichbleibenden Jahresleiſtungen umgewandelt. Das gleiche gilt für Hypotheken 
(Grundſchulden) einſchließlich der ihnen zu Grunde liegenden Forderungen, die lediglich mit Rückſicht 
auf die Höhe des Zinsſatzes der Zinsſenkung nicht unterliegen. Die Tilgung erfolgt vom 1. Oktober 
1936 ab in der Weiſe, daß zu den in den SS 13, 32 beſtimmten Zinſen ein Tilgungsſatz von vom 
Hundert tritt. Die Zinſen ſind, ſoweit ſie nicht zur Verzinſung der am Schluſſe jedes Kalenderjahres 
vorhandenen ungetilgten Reſtſchuld verbraucht werden, gleichfalls zur Tilgung zu verwenden. 

Sind die der Zinsſenkung unterliegenden Hypotheken (= Grundſchulden) bei Stellung des Antrages 
auf Einleitung des Verfahrens bereits Tilgungshypotheken (= Grundſchulden), jo treten zu den in 
Së 13, 32 beſtimmten Zinſen die auf Grund Satzung oder Vereinbarung etwa geſchuldeten Verwal⸗ 
tungskoſten und Tilgungsſätze mit der Maßgabe, daß der Verwaltungskoſtenbeitrag / vom Hundert, 
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der Tilgungsſatz ½ vom Hundert nicht überſteigen darf und die Tilgung bis zum 30. September 
1936 ruht. 

Sind für dieſe Hypotheken gleichbleibende Jahresleiſtungen vereinbart, ſo erlöſchen die infolge 
planmäßiger Tilgung bis zum 30. September 1933 entſtandenen Eigentümerhypotheken. Von dem 
zu dieſem Zeitpunkt zu errechnenden Reſtkapital, das auf volle 10 Gulden aufzurunden iſt, ſind neue 
gleichbleibende Jahresleiſtungen zu berechnen. 

§ 16a 

Bei Hypotheken und Grundſchulden, die Bauſparkaſſen zuſtehen, dürfen die jährlichen Geſamt⸗ 
leiſtungen des Schuldners an Zinſen, Tilgungsbeträgen und Verwaltungskoſten für erſtwertige Hypo⸗ 
theken (Grundſchulden) 4% 9%, für zweitwertige Hypotheken (Grundſchulden) 31/,% nicht überſteigen. 
Die Beſtimmung des § 16 Abſ. 3 findet auf dieſe Hypotheken und Grundſchulden keine Anwendung. 


§ 17 
Beſtehende Vereinbarungen und Satzungsbeſtimmungen, nach denen die Forderung in beſonderen 
Fällen vorzeitig fällig wird, ſowie die Rechte des Gläubigers nach den SS 1133 bis 1135 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches bleiben, unbeſchadet der Vorſchrift des $ 18, unberührt. Der Gläubiger kann, 
auch wenn dies nicht vereinbart iſt, ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt vorzeitig kündigen, wenn der 
Schuldner mit zwei Raten der Zinſen, der Tilgungsbeträge und der Verwaltungskoſtenbeiträge, die 
für die Zeit nach dem 1. Oktober 1933 geſchuldet werden, ganz oder teilweiſe im Verzuge iſt. 
Das Kündigungsrecht des Schuldners und des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks wird durch 
die Vorſchriften des Abſ. 1 nicht beſchränkt. 
§ 17 a 


Während der Dauer des Entſchuldungsverfahrens werden Hypotheken aus dem Grunde man⸗ 
gelnder Zahlung von Zinſen, Tilgungsbeträgen oder Verwaltungskoſtenbeiträgen erſt dann fällig oder 
kündbar, wenn der Schuldner mit 2 Raten im Rückſtande iſt; hierbei bleiben Rückstände aus der Zeit 
vor dem 3. April 1934 außer Betracht. 8 

S 18 
Nichtig iſt eine vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung getroffene Vereinbarung oder Satzungs⸗ 
beſtimmung, nach der 
a) für den Fall einer geſetzlichen Zinsherabſetzung auf dieſe verzichtet wird, 
b) für den Fall einer geſetzlichen Zinsherabſetzung die Hauptforderung fällig oder vorzeitig 
kündbar wird oder mit einem Aufgeld zurückzuzahlen iſt, 
e) die Hauptforderung fällig oder vorzeitig kündbar wird oder mit einem Aufgeld zurückzuzahlen 
iſt, wenn eine Vereinbarung nach a) geſetzlich für nichtig erklärt werden ſollte. 

Eine Nichtigkeit nach Abſ. 1 berührt die Gültigkeit der übrigen Teile der Vereinbarung oder 
Satzung nicht. 

S 19 | 

Soweit die Zinſen nach $ 13 (8 32) herabgeſetzt ſind, erlöſchen hinſichtlich des Zinsanſpruchs die 
für die Forderung beſtellte Hypothek oder die Grundſchuld, die für die Forderung beſtehenden Pfand⸗ 
rechte, die Rechte aus einer Sicherungsübereignung oder aus einem der Sicherung der Forderung 
dienenden Eigentumsvorbehalt. Die Herabſetzung der Zinſen wirkt auch für einen Mitſchuldner oder 
Bürgen, ſoweit dieſer im Falle der Befriedigung des Gläubigers einen Erſatzanſpruch gegen den 
Grundſtückseigentümer haben würde. 

War der Grundſtückseigentümer für eine Verbindlichkeit eine Wechſel verpflichtung eingegangen, 
jo erſtreckt ſich die Herabſetzung der Zinſen auch auf feine Verpflichtung aus dem Wechſel. Die An⸗ 
ſprüche gegen die übrigen Wechſelverpflichteten bleiben unberührt. 


§ 20 
Forderungen (Hypotheken, Grundſchulden), die von einem Danziger gemeinnützigen Inſtitut zum 
Zwecke der Am- oder Entſchuldung eines Betriebes gegeben find (Umſchuldungs⸗, Entſchuldungs⸗ oder 
Beſitzbefeſtigungsdarlehn), unterliegen der Anderung der Zins⸗, Verwaltungskoſten⸗ und Zahlungs⸗ 
bedingungen nach Maßgabe der SS 13 bis 19 nicht. 
S 21 
Bei Rentenſchulden ermäßigen ſich infolge Einleitung des Verfahrens die aus dem Grundſtück zu 
entrichtenden, wiederkehrenden Geldleiſtungen mit Wirkung vom 1. Oktober 1933 auf denjenigen Betrag, 
der bei erſtwertigen Rentenſchulden (§S 13 Abſ. 3) und aufgewerteten Rentenſchulden einer Verzinſung 
der Ablöſungsſumme mit 4 vom Hundert, bei anderen Nentenſchulden einer Verzinſung der Ablöſungs⸗ 
jumme mit 2½½ vom Hundert entſpricht. u 
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Bei Reallaſten kann das Amtsgericht Art und Umfang der aus dem Grundſtück zu entrichtenden, 
wiederkehrenden Leiſtungen für die Zeit vom 1. Oktober 1933 ab anderweitig feſtſetzen, ſoweit dies 
der Zweck der Entſchuldung erfordert. 

Dieſe Befugnis gilt bei Altenteils⸗(Leibzuchts⸗, Auszugs⸗, Leibgedings⸗, Ausgedings⸗) Rechten 
auch inſoweit, als dieſe ſich als beſchränkte, verſönliche Dienſtbarkeiten oder Rentenſchulden darſtellen. 
Die anderweitige Feſtſetzung von Altenteilsrechten ſoll nur in der Weiſe erfolgen, daß eine den Ver⸗ 
hältniſſen entſprechende Lebenshaltung der Altenteilsberechtigten gewährleiſtet bleibt. 


§ 23 


Für ſämtliche in den SS 13 bis 22 nicht beſonders behandelte Schulden („Schwimmſchulden“), die 
vor dem 1. Auguſt 1933 entſtanden und in dem Antrag auf Einleitung des Verfahrens bezeichnet 
oder rechtzeitig angemeldet ſind (SS 2, 11), einſchließlich der in der Zeit vom 1. Januar 1933 bis 
zum 3. Oktober 1933 fällig gewordenen Hypotheken⸗ (Grundſchuld⸗) Zinſen, tritt dem Gläubiger gegen- 
über mit Beendigung des Verfahrens an Stelle des Grundſtückseigentümers als neuer Schuldner die 
Staatliche Treuhandgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung in Danzig. Ausgenommen ſind diejenigen 
Schulden, die mit dem landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betrieb und etwa 
vorhandenen land- oder forſtwirtſchaftlichen Nebenbetrieben nicht im wirtſchaftlichen Zuſammenhang 
ſtehen. Schulden, die für die perſönliche Lebensführung des Betriebsinhabers und feiner Haushalts- 
angehörigen eingegangen ſind, ſind als Betriebsſchulden anzuſehen, ſoweit ſie nicht über den Rahmen 
einer angemeſſenen Lebenshaltung hinausgehen. Das Amtsgericht hat das von dem Eigentümer einzu⸗ 
reichende Schuldenverzeichnis ſowie die Anmeldungen der Gläubiger zu prüfen und danach zu entſcheiden, 
ob eine Verbindlichkeit nicht als Betriebsſchuld anzuſehen iſt. Aufſchiebend bedingte Forderungen gelten 
als Schwimmſchulden im Sinne dieſer Beſtimmungen nur inſoweit, als die Bedingung bereits am 
1. Oktober 1933 eingetreten iſt. 

Dieſe Beſtimmungen finden auf Grundſchulden, die nicht als dauernde Kapitalanlage (SG 13 Abſ. 2) 
anzuſehen ſind, mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß für den Gläubiger an Stelle des 
Anſpruches auf Zahlung aus dem Grundſtücke eine perſönliche Forderung gegen die Staatliche Treu⸗ 
handgeſellſchaft in gleicher Höhe tritt. Ebenſo können Hypotheken behandelt werden, wenn glaubhaft 
gemacht wird, daß die Hypothek für einen bankmäßigen, laufenden Perſonalkredit beſtellt worden iſt. 

Iſt ein von dem Grundſtückseigentümer als Käufer oder Beſteller geſchloſſener Kauf⸗ oder Werk⸗ 
vertrag von dem Vertragsgegner noch nicht erfüllt, ſo iſt der Vertragsgegner berechtigt, binnen eines 
Monats nach Einleitung des Verfahrens vom Vertrage zurückzutreten. 

Die Aufrechnung ſeitens eines Schwimmſchuldengläubigers (Abſ. 1) wird für die Dauer des Ver⸗ 
fahrens nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die aufzurechnenden Forderungen oder eine von ihnen noch 
betagt oder bedingt ſind. 

? 8 24 
Die Anſprüche 

1. aus der Lieferung von Düngemitteln ſowie von Saatgut auf Grund der Verordnungen 
vom 1. April 1932, vom 5. April 1932, vom 24. Juni 1932 und vom 28. Februar 1933 
(G. Bl. 1932 S. 193, 195, 401 und G. Bl. 1933 S. 97) (Saatbeſtellungskredite), ſoweit die 
Lieferung für die Wirtſchaftsjahre 1932 und 1933 erfolgt iſt, 

2. aus Krediten, die zur Finanzierung der Rübenbearbeitung 1933 von den Vereinigten Zucker⸗ 
fabriken G. m. b H. gewährt ſind (Rüben bearbeitungsvorſchüſſe), 

3. aus Vorſchüſſen, die auf den Kaufpreis von Erzeugniſſen der Ernte 1933 in der Zeit vom 
1. Mai 1933 bis zum 31. Juli 1933 gegeben ſind, 

4. aus Darlehen, Sachlieferungen und gewerblichen Leiſtungen, die für Grundſtücke unter Siche⸗ 
rungsverwaltung mit Genehmigung des Sicherungsausſchuſſes bis zum 30. September 1933 
gewährt worden ſind, 

5. aus Zwangsverwaltungsvorſchüſſen für die in Sicherungsverwaltung überführten Grundſtücke, 

6. aus Zwangsverwaltungsvorſchüſſen bei Zwangsverwaltungen, die bei Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung noch laufen und auf Grund dieſer Verordnung aufgehoben werden, 

7. aus der Zahlung von Feuerverſicherungsprämien, die Hypothekengläubiger in der Zeit vom 
1. Januar 1933 bis zum 30. September 1933 zur Aufrechterhaltung des Feuerſchutzes ge: 
leiſtet haben, 
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8. aus dem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis der zur Bewirtſchaftung des Grundſtücks oder zum 
Betrieb eines mit dem Grundſtück verbundenen land- oder forſtwirtſchaftlichen Nebenge⸗ 
werbes im Jahresvertrag angenommenen Arbeiter, Wirtſchafts- und Forſtbeamten auf Bar⸗ 
lohn, Koſtgeld und andere Barbezüge, jedoch nur bis zur Höhe von zwölf Monatsbeträgen, 

9. aus Leiſtungen von Handwerkern, jedoch nur bis zum Höchſtbetrage von 500 Gulden 

1 von der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft bis zum 31. Dezember 1933 durch Barzahlung ge⸗ 
ilgt. 

Sind Forderungen der in Abſ. 1 Stelle 1 bis 4 bezeichneten Art aus Erträgen der Ernte 1933 
ſeitens des Grundſtückseigentümers in der Zeit bis 15. November 1933 getilgt, ſo wird der zur 
Tilgung aufgewandte Betrag von der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft bis zum 31. Dezember 1933 
dem Grundſtückseigentümer bar erſtattet. Die Vorſchriften der 88 28, 29 finden auf die Tilgung 
dieſes ſeitens der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft an den Grundſtückseigentümer gezahlten Betrags 
entſprechende Anwendung. 

Hat die Staatliche Treuhandgeſellſchaft G. m. b. H. in Danzig Forderungen der in Abſ. 1 und 2 
bezeichneten Art vorſchußweiſe bezahlt und wird ſpäter das Entſchuldungsverfahren aufgehoben, ohne 
daß ein Beſchluß nach § 34 ergeht, jo hat der Anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft G. m. 
b. H. auf Rückzahlung der gezahlten Beträge den Rang des § 10 Abſ. 1 Ziff. 1 3 G., ſofern die 
Zwangsverſteigerung innerhalb von 12 Monaten nach Aufhebung des Entſchuldungsverfahrens bean⸗ 
tragt wird. 

S 25 

Die übrigen auf ſie übergegangenen Schwimmſchulden (8 23) tilgt die Staatliche Treuhandgeſell⸗ 
ſchaft durch Zahlung in zehn gleichen, jeweils am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres fälligen Teil- 
beträgen. Die erſte Teilzahlung erfolgt an dem auf die Beendigung des Verfahrens (§ 34) folgenden 
Fälligkeitstermin. 

Eine Verzinſung dieſer Forderung findet nach dem 1. Oktober 1933 nicht ſtatt. Dem Amtsgericht 
ſteht die Entſcheidung darüber zu, ob und in welcher Höhe eine Zinsforderung für die Zeit vor dem 
1. Oktober 1933 den guten Sitten widerſpricht und daher unberückſichtigt zu bleiben hat. Das Amts⸗ 
gericht iſt ferner berechtigt, Verzugszinſen in den Fällen, in denen ſie üblicherweiſe nicht verlangt 
werden, z. B. bei Handwerkerforderungen und Forderungen von Kleinlieferanten, im Verfahren un⸗ 
berückſichtigt zu laſſen. Die Entſcheidungsbefugnis des Amtsgerichts in den beiden vorgenannten Fällen 
gilt auch für die im § 24 aufgeführten Forderungen. 


§ 25a 
Schuldverpflichtungen in ausländiſcher Währung, die auf die Staatliche Treuhandgeſellſchaft über⸗ 
gehen, werden in Danziger Gulden umgerechnet. Als Umrechnungskurs gilt der Mittelkurs zwiſchen 
den am Umrechnungstage an der Danziger Börſe für telegraphiſche Auszahlung amtlich feſtgeſtellten 
Brief- und Geldkurſen. Stichtag für die Umrechnung iſt der Börſentag, der dem Tage vorangeht, an 
welchem der Übergang der Schuldverpflichtung auf die Staatliche Treuhandgeſellſchaft ſtattfindet. 


§ 26 
Die Staatliche Treuhandgeſellſchaft kann die nach den SS 24, 25 von ihr zu zahlenden Be⸗ 
träge einbehalten, 
a) wenn der Gläubiger im Verzuge der Annahme iſt, 
b) wenn ſie aus einem anderen, in der Perſon des Gläubigers liegenden Grunde ihre Ver⸗ 
pflichtung nicht oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann, 
c) wenn über die Perſon des Gläubigers begründete Zweifel beſtehen, 
d) wenn das Amtsgericht in dem das Verfahren beendigenden Beſchluß (8 34) die Einbehaltung 
anordnet. 

Das Amtsgericht hat die Einbehaltung anzuordnen, wenn hinſichtlich der Berechtigung einer For⸗ 
derung begründete Zweifel beſtehen, insbeſondere, wenn der Eigentümer eine angemeldete Forderung be⸗ 
ſtritten hat. KA l 

Die Berechtigung der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft zur Einbehaltung unterliegt nicht der Nach⸗ 
prüfung im Prozeßwege. Die Klage auf Einwilligung in die Auszahlung des einbehaltenen Betrages 
iſt gegen die Staatliche Treuhandgeſellſchaft und gegen den früheren Schuldner zu richten. Wird der 
Klage ſtattgegeben, ſo iſt die Staatliche Treuhandgeſellſchaft zur Koſtenerſtattung nicht verpflichtet. 
Sie kann von dem früheren Schuldner Erſtattung der ihr erwachſenen Koſten verlangen. Der An⸗ 


ſpruch des Gläubigers erliſcht, ſofern er nicht vor Ablauf von 3 Jahren ſeit bergang der Forderung 
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auf die Staatliche Treuhandgeſellſchaft eine Auszahlungsbewilligung des Schuldners oder einen 
rechtskräftigen Titel vorlegt, aus welchem ſich ergibt, daß ihm die Forderung zuſteht. 


8 27 

Iſt für eine Forderung dem Gläubiger gegenüber an Stelle des Grundſtückseigentümers die 
Staatliche Treuhandgeſellſchaft getreten ($ 23 Abſ. 1), jo erlöſchen die für die Forderung beſtehenden 
Sicherungshypotheken und Pfandrechte, die für die Forderung verpfändeten Eigentümergrundſchulden, 
die Rechte des Gläubigers aus einer Sicherungsübereignung oder Sicherungsabtretung oder aus 
einem der Sicherung ſeiner Forderungen dienenden Eigentumsvorbehalt; Mitſchuldner und Bürgen des 
Grundſtückseigentümers werden von ihrer Verbindlichkeit frei, Intern fie im Falle der Befriedigung 
des Gläubigers einen Erſatzanſpruch an den Grundſtückseigentümer haben würden. 

Grundſchulden, an deren Stelle für den Gläubiger perſönliche Forderungen gegen die Staatliche 
Treuhandgeſellſchaft getreten ſind ($ 23 Abſ. 2), erlöſchen gleichfalls. Dieſe Grundſchulden ſowie Siche⸗ 
rungshypotheken und verpfändete Eigentümergrundſchulden bleiben beſtehen, ſoweit ſie zur Sicherung 
eines laufenden Kredites dienen und dieſer in der Zeit vom 1. Auguſt 1933 bis zum 31. Januar 1934 
in Anſpruch genommen worden iſt. Dieſer zunächſt beſtehenbleibende Teil der Grundſchulden, Stiche— 
rungshypotheken und verpfändeten Eigentümergrundſchulden erliſcht, ſobald der Kredit abgedeckt iſt. 


S 28 

Die Staatliche Treuhandgeſellſchaft erwirbt mit Beendigung des Verfahrens ($ 34) einen An⸗ 
ſpruch auf Befriedigung aus dem Grundſtück dahin, daß für den Geſamtbetrag der auf ſie überge⸗ 
gangenen Verbindlichkeiten eine Jahresleiſtung von 2 vom Hundert in vierteljährlichen, bis zum Dritten 
jeden Kalenderviertelajhres fällig werdenden Nachtragsraten vom 1. Januar 1934 ab zu entrichten iſt. 
Von dieſer Jahresleiſtung wird 1 vom Hundert bis zum 31. Dezember 1934 als einmaliger Un⸗ 
koſtenbeitrag, von da ab als Tilgungsbetrag verwandt, und zwar mit der Maßgabe, daß die Zinſen, 
ſoweit ſie nicht zur Verzinſung der am Schluſſe jeden Kalenderjahres vorhandenen ungetilgten Reſt⸗ 
ſchuld verbraucht werden, gleichfalls zur Tilgung verwandt werden. Die im Laufe eines Kalenderjahres 
eingezahlten Tilgungsbeträge ſind jeweils zum Schluſſe des Kalenderjahres auf das Kapital zu ver⸗ 
rechnen. Iſt der Grundſtückseigentümer mit zwei Vierteljahresraten der Jahresleiſtung ganz oder 
teilweiſe in Verzug, ſo wird der geſamte Reſt fällig. 

Das Recht der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft auf Befriedigung aus dem Grundſtück (Abſ. 1) 
hat den Rang hinter den bei Beendigung des Verfahrens beſtehenbleibenden eingetragenen Rechten. 
Es bedarf zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuches 
nicht der Eintragung. Die Eintragung hat jedoch zu erfolgen, ſofern ſie von der Staatlichen Treu⸗ 
handgeſellſchaft oder dem Grundſtückseigentümer beantragt wird, oder ſofern das Amtsgericht darum 
erſucht. { 

S 29 

Für den Anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft auf Befriedigung aus dem Grundftüd 
(S 28) haften der Kreiskommunalverband, in dem das Grundſtück liegt, ſowie die Freie Stadt 
Danzig als Selbſtſchuldner. 

' S 30 

Der in den Së 23 bis 29 geregelte Übergang der Schwimmſchulden auf die Staatliche Treu⸗ 
handgeſellſchaft findet nicht ſtatt, ſoweit der Gläubiger innerhalb der Anmeldungsfriſt (8 11) Wider⸗ 
ſpruch erhoben hat. Die Anſprüche dieſer Gläubiger werden in Tilgungsforderungen umgewandelt. Sie 
ſind mit 1 vom Hundert in vierteljährlichen, bis zum 3. Werktage jedes Kalendervierteljahres fällig 
werdenden Vorausraten zu verzinſen und zu den gleichen Fälligkeitsterminen mit weiteren 1 vom Hun⸗ 
dert zuzüglich der jeweilig erſparten Zinſen zu tilgen. Das Amtsgericht kann den Zinsſatz auf 
½ vom Hundert herabſetzen, ſofern dies erforderlich erſcheint um eine Überſchreitung der Zinsfähigkeit 
des Betriebes zu vermeiden. Iſt der Schuldner mit zwei Zins⸗ oder Tilgungsraten ganz oder teil⸗ 
weiſe in Verzug, ſo wird der geſamte Reſtbetrag fällig. 

Nicht durch ein Recht am Grundſtück geſicherte Forderungen ſind durch Eintragung einer Hypo⸗ 
thek an bereiteſter Stelle zu ſichern. Die Hypothek hat den Rang hinter dem Recht der Staatlichen 
Treuhandgeſellſchaft auf Befriedigung aus dem Grundſtück (8 28 Abſ. 1). 

S 31 

Forderungen, die nicht aus dem Grundbuch erſichtlich und weder in dem Antrage auf Einleitung 
des Verfahrens (8 2) angegeben find, noch von dem Gläubiger rechtzeitig angemeldet jmd (8 11), 
werden wie die in 8 30 geregelten Forderungen behandelt. 8 
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St durch die in den 88 13 bis 31 vorgeſehene Regelung eine Aberſchreitung der Ertragsfähig⸗ 
keit des Grundſtücks nicht zu vermeiden, ſo kann das Amtsgericht eine weitere Laſtenſenkung an⸗ 
ordnen, ſofern die perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Grundſtückseigentümers eine der⸗ 
artige Maßnahme angemeſſen erſcheinen laſſen. 

Die weitere Laſtenſenkung erfolgt in der Weiſe, daß 

1. zunächſt die an die Staatliche Treuhandgeſellſchaft oder an die Gläubiger der Schwimm⸗ 
ſchulden ſowie der ihnen gleich zu behandelnden Schulden zu entrichtenden Zinſen (88 28 
Abſ. 1, 30 Abſ. 1, 31) auf ½ vom Hundert, 

2. ſodann der Zinsſatz zweitwertiger Hypotheken und Grundſchulden (§ 13) auf 2 vom en 
dert und die wiederkehrenden Leitungen zweitwertiger Rentenſchulden auf den Betrag, der 
einer Verzinſung der Ablöſungsſumme mit 2 vom Hundert entſpricht, 

3. äußerſtenfalls die Wertgrenze für die Beſtimmung der erſtwertigen Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden und Rentenſchulden (S8 13 Abſ. 3, 21) bis auf 30 vom Hundert des der Grund⸗ 
wertſteuerveranlagung zu Grunde zu legenden Grundſtückswerts 

herabgeſetzt werden. 
S 33 

Sit auch durch Anordnung der weiteren Laſtenſenkung (8 32) das Ziel der Entſchuldung nicht zu 
erreichen, ſo kann das Amtsgericht das Verfahren zwecks Anbahnung außergerichtlicher Verhandlungen 
über eine weitergehende Entſchuldung ausſetzen. In dem die Ausſetzung anordnenden Beſchluß iſt anzu⸗ 
geben, ob die außergerichtlichen Verhandlungen mit ſämtlichen Gläubigern oder nur mit einem näher 
zu beſtimmenden Teil derſelben zu führen ſind. Durch die Ausſetzung werden die mit der Einleitung 
des Verfahrens verbundenen Schutzmaßnahmen zu Gunſten des Grundſtückseigentümers (SS 4, 12) 
nicht berührt. 

Der außergerichtliche Vergleich zwiſchen dem Grundſtückseigentümern und deſſen Gläubigern oder 
einzelnen ſeiner Gläubiger über eine über die Vorſchriften dieſer Verordnung hinausgehende Schulden⸗ 
regelung bedarf der ſchriftlichen Form; er kann zu Protokoll des Amtsrichters oder der Geſchäfts⸗ 
ſtelle des Amtsgerichts erklärt werden. Das Amtsgericht kann die öffentliche Beglaubigung der Unter⸗ 
ſchriften der Beteiligten oder die Verlautbarung zu Protokoll des Amtsrichters oder der Geſchäfts⸗ 
ſtelle anordnen. 

Das Amtsgericht hat den Gang der außergerichtlichen Vergleichsverhandlungen zu überwachen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich mit ſämtlichen an ihnen beteiligten Gläubigern 
(Abi. 1 Satz 2) geführt, jo hat das Amtsgericht die Ausſetzung des Verfahrens zu widerrufen; die 
außergerichtliche Schuldenregelung tritt damit an Stelle der in dieſer Verordnung vorgeſehenen Ent⸗ 
ſchuldungsmaßnahmen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich nur mit einem Teil der an ihnen beteiligten Gläu⸗ 
biger geführt, ſo kann das Amtsgericht hinſichtlich der übrigen an ihnen beteiligten Gläubiger an⸗ 
ordnen, daß f 

a) die Wertgrenze für die Beſtimmung der erſtwertigen Hypotheken, Grundſchulden und Renten⸗ 
ſchulden (88 13 Abſ. 3, 21) auf 30 vom Hundert des der Grundvermögensſteuerveranlagung 
zu Grunde zu legenden Grundſtückswerts herabgeſetzt, 

b) der Zinsſatz der Hypotheken und Grundſchulden ($ 13) auf 3% bei erſtwertigen, auf 1¼ 000 
bei zweitwertigen Hypotheken und Grundſchulden herabgeſetzt wird und daß 

e) Schwimmſchulden vom Übergang auf die Staatliche Treuhandgeſellſchaft ausgeſchloſſen und 
nach Maßgabe des § 30 dieſer Verordnung bei einer Verzinſung von ½ vom Hundert zu 
tilgen ſind. 

Gleichzeitig iſt die Ausſetzung des Verfahrens zu widerrufen. Für die Gläubiger, mit denen die 
außergerichtliche Schuldenregelung zuſtande gekommen iſt, tritt damit dieſe an Stelle der in dieſer 
Verordnung vorgeſehenen Entſchuldungsmaßnahmen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich überhaupt nicht oder nur in derartig geringem 
Umfange geführt, daß auch durch eine Anordnung nach Maßgabe des Abſ. 5 das Ziel der Ent⸗ 
ſchuldung nicht erreicht wird, jo hat das Amtsgericht die Ausſetzung des Verfahrens gleichfalls zu 
widerrufen und anzuordnen, daß die Einleitung des Verfahrens als nicht erfolgt gilt. Das Gleiche 
gilt, wenn der Grundſtückseigentümer das Ergebnis binnen einer vom Amtsgericht beſtimmten Friſt 
nicht oder nicht in der durch das Gericht angeordneten Form nachweiſt. 
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S 33a 

Soweit eine außergerichtliche Schuldenregelung an Stelle der in dieſer Verordnung vorgeſehenen 
Entſchuldungsmaßnahmen getreten iſt (S 33 Abſ. 4 und 6), finden auf die Befriedigung der Staat⸗ 
lichen Treuhandgeſellſchaft die Vorſchriften der SS 28, 29, 32 Abſ. 2 Stelle 1 entſprechend An- 
wendung. 

§ 33 b 

Überjteigt der Betrag der vor dem 1. Auguſt 1933 entſtandenen, in dem Antrag auf Einleitung 
des Verfahrens bezeichneten oder rechtzeitig angemeldeten Schwimmſchulden (§S 23 Abſ. 1 und 2) die 
Grenzen von 15 vom Hundert des der Grundvermögensſteuerveranlagung zu Grunde zu legenden 
Grundſtückswerts, ſo hat das Amtsgericht die Durchführung der Entſchuldung davon abhängig zu 
machen, daß der Grundſtückseigentümer eine vom Amtsgericht zu bezeichnende Landfläche der Staat- 
lichen Treuhandgeſellſchaft zu einem Gegenwert zur Verfügung ſtellt, den das Amtsgericht gleichzeitig 
nach Anhörung eines oder mehrerer Sachverſtändiger im Einvernehmen mit dem Senat der Freien 
Stadt Danzig feſtzuſetzen hat. Von dem Verlangen der Landhergabe kann abgeſehen werden, insbe- 
ſondere wenn zu dem zu entſchuldenden Grundſtück keine zur Beſiedlung geeigneten Landflächen ge— 
hören oder wenn die Landabgabe die erfolgreiche Bewirtſchaftung des Reſtgrundſtücks unmöglich machen 
würde. 

Der Grundſtückseigentümer hat fein Einverſtändnis mit der ihm auferlegten Landabgabe zu Pro⸗ 
tokoll des Amtsgerichts zu erklären. Gibt er die Erklärung binnen einer vom Gericht beſtimmten Friſt 
nicht ab, ſo kann das Amtsgericht anordnen, daß die Einleitung des Verfahrens als nicht erfolgt gilt. 


§ 330 

Auf Grund feiner Einverſtändniserklärung (§ 33 b Abſ. 2) iſt der Grundſtückseigentümer verpflichtet, 
die abzugebende Landfläche an die Staatliche Treuhandgeſellſchaft zu einem von ihr zu beſtimmenden 
Zeitpunkt aufzulaſſen. Der Gegenwert ($ 33 b Abſ. 1) iſt auf den Rückgriffsanſpruch der Staatlichen 
Treuhandgeſellſchaft zu Beginn des der Auflaſſung folgenden Kalendervierteljahres in Anrechnung zu 
bringen. 8 

S 33 d 

Mit der Auflaſſung der abzugebenden Landfläche an die Staatliche Treuhandgeſellſchaft wird die 
Landfläche von der Haftung für die auf dem zu entſchädigenden Grundſtück laſtenden dinglichen Rechte, 
ſoweit dieſelben auf Geld⸗ oder Sachleiſtungen gerichtet ſind, frei. Dem Gläubiger dieſer Rechte ſteht 
aus Anlaß der Landabgabe ein Kündigungsrecht nicht zu. 

Wird bis zum 1. Januar 1959 die Zwangsverſteigerung des dem Grundſtückseigentümer nach der 
Auflaſſung verbliebenen Reſtgrundſtücks angeordnet und reicht der zu verteilende Erlös zur Befriedigung 
der dem Anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft (S 28 Abſ. 1) vorgehenden Berechtigten nicht 
aus, ſo iſt die Staatliche Treuhandgeſellſchaft verpflichtet, den Fehlbetrag bis zur Höhe des für die 
Landabgabe angerechneten Wertes (§ 33 b Abſ. 1) zur Teilungsmaſſe bar zuzuſchießen. 


8 34 

Das Ergebnis der nach Maßgabe der SS 12 bis 33 erfolgten Entſchuldung hat das Amtsgericht 
durch beſonderen Beſchluß feſtzuſtellen. Der Beſchluß hat eine Aufitellung ſämtlicher aus dem Grund⸗ 
buch erſichtlichen oder angemeldeten Anſprüche zu enthalten und hinſichtlich jedes derſelben die infolge 
des Verfahrens oder einer rechtzeitig nachgewieſenen außergerichtlichen Schuldenregelung eingetretenen 
Rechtsänderungen nachzuweiſen. Iſt eine Landabgabe angeordnet, ſo iſt die abzugebende Landfläche 
in dem Beſchluß zu verzeichnen und deren Gegenwert (§ 33 b Abſ. 1) anzugeben. 

Gleichzeitig iſt das Entſchuldungsverfahren ſowie eine etwa noch anhängige Zwangsverwaltung 
aufzuheben. 

Der Beſchluß iſt dem Grundſtückseigentümer ſowie der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft, ſofern 
Schulden auf dieſe übergegangen ſind (§ 23), ſowie auszugsweiſe ſämtlichen Gläubigern angemeldeter 
Forderungen zuzuſtellen. Er tritt mit der Zuſtellung an den Grundſtückseigentümer in Kraft. 

S 35 
Die Aufhebung des Verfahrens iſt öffentlich bekanntzumachen. 
8 36 
Beglaubigte Abſchrift des Entſchuldungsbeſchluſſes (S 34 Abſ. 1) iſt dem Grundbuchamt mit dem 
Erſuchen um Eintragung eines Vermerks über die erfolgte Entſchuldung ſowie um Vornahme der nach 
§ 13 Abſ. 2, § 27, § 30 Abſ. 2, $ 31 erforderlichen Löſchungen und Eintragungen zu überſenden. 

Iſt der Vermerk über die erfolgte Entſchuldung im Grundbuch eingetragen, ſo bedürfen die bei 
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den eingetragenen Rechten nach dem Entſchuldungsbeſchluß erfolgten Rechtsänderungen zu ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuches der Eintragung nicht. Die Eintragung 
hat jedoch zu erfolgen, ſofern ſie von dem Gläubiger oder dem Grundſtückseigentümer beantragt wird. 
S 37 
Den für die Bearbeitung der Entſchuldungsſachen zuſtändigen Amtsrichter beſtimmt der Senat. 
Die Beſtimmung iſt widerruflich. 
S 38 
Für 
1. die Ablehnung eines Antrages auf Einleitung des Entſchuldungsverfahrens (8 5, 6), 
2. die Entſcheidung über die Aufhebung anhängiger Zwangsverwaltungen ($ 12 Abſ. 1), 
3. die Feſtſtellung, ob eine Grundſchuld als Kapitalsanlage anzuſehen oder ob eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld erloſchen iſt, ſowie für die Feſtſetzung der Wertgrenze (§ 13 Abſ. 2, 8), 
die Entſcheidung über die anderweitige Feſtſetzung von Art und Umfang eingetragener Real⸗ 
laſten und Altenteilsrechte (§ 22), 
die Ausſcheidung betriebsfremder Schulden ($ 23 Abſ. 1), 
die Entſcheidung über eine weitere Laſtenſenkung (§ 32), 
„die nach §8 33 und 33b zu treffenden Entſcheidungen, 
die Entſcheidung über die Erteilung der Genehmigung zur Veräußerung oder Belaſtung ent⸗ 
ſchuldeter Grundſtücke ($ 42), 
9. die Aufhebung des Entſchuldungsverfahrens ($ 7a) 
tritt an die Stelle des Amtsrichters der bei dem Amtsgericht zu errichtende Entſchuldungsausſchuß. 
Der Entſchuldungsausſchuß beſteht aus dem Amtsrichter, zwei von dem Landesbauernführer er⸗ 
nannten Landwirten, einem von dem Senat ernannten Vertreter der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft 
und einem von dem Senat ernannten Vertreter des Kreiſes der Gläubiger. Die Ernennungen können 
jederzeit widerrufen werden. 
Der Entſchuldungsausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Amtsrichter drei ſeiner Mitglieder 
anweſend ſind. Bei Abſtimmung entſcheidet einfache Mehrheit, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Amtsrichters den Ausſchlag. 


Se 
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S 39 
Eine Anfechtung der Entſcheidungen des Amtsrichters oder des Entſchuldungsausſchuſſes findet 
nicht ſtatt. 
8 40 
Die Zuſtellungen erfolgen nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 
8 41 
Der Senat kann, jedoch nicht vor dem 1. Januar 1940 nach Anhörung der Bauernkammer, eine 
Erhöhung des Tilgungsſatzes für zweitwertige Hypotheken und Grundſchulden (SS 13, 32) jowie für 
den Rückgriffsanſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft (S 28 Abſ. 1) bis auf 2 vom Hundert 
allgemein anordnen, ſofern ſich die Lage der Land wirtſchaft dergeſtalt gebeſſert hat, daß De dieſe Er⸗ 
höhung der Belaſtung rechtfertigt. 
8 42 
Die rechtsgeſchäftliche oder zwangsweiſe Veräußerung oder Belaſtung der zum Betriebe ge⸗ 
hörenden Grundſtücke ſowie der auf dem Grundſtücke in Zukunft durch Tilgung entſtehenden Eigen⸗ 
tümergrundſchulden iſt nach Aufhebung des Verfahrens nur mit Genehmigung des Amtsgerichts zuläſſig. 
Das Amtsgericht kann die Genehmigung von der Erfüllung von Auflagen abhängig machen. 
Einer Genehmigung bedarf es nicht, ſofern wegen der im 8 20 bezeichneten Forderungen die 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betrieben wird. ® 
S 43 
Wer unter Ausnutzung der Vorſchriften dieſer Verordnung einen Vorteil erſchleicht, um ſich oder 
einen anderen zu bereichern, wird mit Zuchthaus oder mit Gefängnis beſtraft. 
8 44 
Wer, abgeſehen von den Fällen des 8 43, als Gläubiger oder Grundſtückseigentümer gegenüber 
dem Amtsgericht vorſätzlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben tatſächlicher Art über den Be⸗ 
ſtand oder die Höhe von Forderungen ſowie über ſonſtige wirtſchaftliche Verhältniſſe des zu entſchul⸗ 
denden Betriebs, über ſein Einkommen oder über ſein Vermögen macht, wird mit Gefängnis und mit 
Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
Fällt dem Täter nur Fahrläſſigkeit zur Laſt, ſo iſt auf Geldſtrafe zu erkennen. | 
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E | | 8 45 

Nachfolgende geſetzliche Beſtimmungen treten außer Kraft: 

1. Die Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte 
vom 4. Dezember 1931 (G. Bl. S. 907), 18. März 1932 (G. Bl. S. 145), 31. März 1932 
(G. Bl. S. 191), 1. März 1933 (G. Bl. S. 97) und 17. Juni 1933 (G. Bl. S. 268) mit der 
Maßgabe, daß die anhängigen Sicherungsverwaltungen, ſoweit ſie nicht bereits infolge Ein⸗ 
leitung des Entſchuldungsverfahrens als aufgehoben gelten (§ 12 Abſ. 2), mit dem 15. De- 
zember 1933 ablaufen. Die für die Sicherungsverwaltung mit Genehmigung des Sicherungs⸗ 
ausſchuſſes zur Aufrechterhaltung des landwirtſchaftlichen Betriebes gewährten Darlehen, 
Sachlieferungen und gewerblichen Leiſtungen ſowie Darlehen, die zur Beſtreitung laufender, 
auf dem Grundſtück ruhender öffentlicher Laſten gewährt worden ſind, behalten ihren Rang, 
ſofern der Gläubiger die Zwangsverſteigerung bis zum 30. September 1934 beantragt; das⸗ 
ſelbe gilt für Anſprüche der Gläubiger aus Zwangsverwaltungen, die in Sicherungsverwaltun⸗ 
gen übergeleitet waren; 

2. Artikel II der vierten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollſtreckung 
vom 10. März 1933 (G. Bl. S. 113), die vierte Durchführungsverordnung vom 10. März 
1933 (G. Bl. S. 114), die Verordnungen über landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 
30. Juni 1933 (G. Bl. S. 285), 6. Juli 1933 (G. Bl. S. 295) und vom 29. Auguſt 1933 
(G. Bl. S. 401) mit der Maßgabe, daß der in dieſen Verordnungen vorgeſehene Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz mit Ablauf des 15. November 1933 außer Kraft tritt; Vollſtreckungsmaßnahmen gegen 
Pächter landwirtſchaftlicher, forſtwirtſchaftlicher oder gärtneriſcher Betriebe ſind jedoch auch 
nach dieſem Zeitpunkt bis zum 31. Oktober 1934 nur mit Genehmigung des Pachteinigungs⸗ 
amtes (8 49) zuläſſig; 

3. Die Verordnung betr. das Vermittlungsverfahren zur Schuldenregelung landwirtſchaftlicher 
Betriebe vom 11. November 1932 (G. Bl. S. 741, 830) mit der Maßgabe, daß die anhän⸗ 
gigen Vermittlungsverfahren als aufgehoben gelten; für dieſe Verfahren werden Gerichtskoſten, 
ſoweit ſie nicht bereits durch Vorſchüſſe gedeckt ind, nicht erhoben. 

Das Geſetz über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypotheken vom 26. Juni 1931 
(G. Bl. S. 575) findet hinſichtlich der in dieſer Verordnung behandelten Grundſtücke keine Anwendung. 
Soweit bei Ausgleichshypotheken gemäß § 11 des Aufwertungsgeſetzes vom 28. September 1926 
(G. Bl. S. 285) ausländiſches Recht Anwendung findet, behält es dabei ſein Bewenden. 


II 
Pachtſchutz 
$ 46 

Sind Grundſtücke zum Zwecke landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nutzung verpachtet oder verliehen, ſo kann in den Fällen des 8 47 von den Beteiligten das Pacht⸗ 
einigungsamt angerufen werden. Den Pachtverträgen ſtehen alle ſonſtigen Vereinbarungen gleich, die die 
Übertragung des Genuſſes der Erzeugniſſe eines Grundſtücks gegen Entgelt zum Gegenſtande haben. 

8 47 
Das Pachteinigungsamt kann unter Ausſchluß des Nechtsweges beſtimmen, 
1. daß Kündigungen unwirkſam werden; 
1a. daß gekündigte Verträge bis zur Dauer von 6 Jahren fortzuſetzen ſind; 
2. daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer von 6 Jahren verlängert werden; 
3. daß Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden; 
4. daß Leiſtungen, die unter den veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerecht⸗ 
fertigt ſind, anderweit feſtgeſetzt werden. 

In den Fällen zu 1, la und 2 können die Leiſtungen anderweit feſtgeſetzt werden. 

Auf die nach den vorſtehenden Beſtimmungen den Vertragsteilen zuſtehenden Rechte kann nicht ver⸗ 
zichtet werden. Eine Vereinbarung, nach der dem Vertragsteile bei Ausübung der Rechte beſondere 
Nachteile erwachſen ſollen, iſt unwirkſam. 

N S 48 
Der Antrag, über die Wirkſamkeit der Kündigung zu entſcheiden, iſt binnen 2 Wochen nach Ein⸗ 
gang der Kündigung zu ſtellen. Der Antrag, ein ohne Kündigung ablaufendes Pachtverhältnis zu 
verlängern, iſt ſpäteſtens 3 Monate vor Ablauf des Vertrages zu ſtellen. Können bei einem bei In⸗ 
krafttreten dieſer Verordnung noch beſtehenden Pachtverhältnis dieſe Friſten nicht mehr gewahrt 
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werden, ſo kann der Antrag noch innerhalb 2 Wochen nach Inkrafttreten dieſer Verordnung geſtellt 
werden. Iſt das Pachtverhältnis zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung bereits beendet, hat 
der Pächter das Grundſtück jedoch noch nicht geräumt, ſo kann eine Verlängerung des Pachtverhält⸗ 
niſſes auch mit rückwirkender Kraft angeordnet werden, wenn der Pächter innerhalb 2 Wochen nach 
Inkrafttreten dieſer Verordnung einen Antrag auf Verlängerung ſtellt. 

Bis zur Entſcheidung des Pachteinigungsamtes kann ein Anſpruch auf Räumung des Grundſtücks 
nicht vollſtreckt werden. 

8 49 

Als Pachteinigungsamt entſcheidet der bei dem Amtsgericht Danzig gemäß Teil I § 38 Abſ. 2 

gebildete Entſchuldungsausſchuß. Eine Anfechtung der Entſcheidung findet nicht ſtatt. 


S 50 

Artikel IV der dritten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung 
ſowie über Kündigungsſchutz für Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke vom 15. November 1932 
(G. Bl. 1932 S. 751) wird aufgehoben. Laufende Verfahren gehen auf das Pachteinigungsamt 
über. 

III 
Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter 
S 51 

Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks kann an dem ihm gehörenden Inventar der 
Staatsbank zur Sicherung eines ihm gewährten Darlehns ein Pfandrecht (S 1204 Abſ. 1 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) ohne Beſitzübertragung nach Maßgabe dieſes Geſetzes beſtellen. 

S 52 

Zur Beſtellung des Pfandrechts it die Einigung des Pächters und der Staatsbank der Freien 
Stadt Danzig darüber, daß der Staatsbank das Pfandrecht zuſtehen ſoll, und die Niederlegung des 
Verpfändungsvertrags bei dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Sitz des Betriebes liegt, erforderlich. 

Der Verpfändungsvertrag bedarf der Schriftform. Er muß außer der Einigung über die Be⸗ 
ſtellung des Pfandrechts den Geldbetrag der Forderung und, wenn die Forderung verzinslich iſt, den 
Zinsſatz, wenn andere Nebenleiſtungen zu entrichten ſind, ihren Geldbetrag und die über die Fälligkeit 
der Forderung getroffenen Abreden ergeben. 

Die Staatsbank ſoll von der beabſichtigten Beſtellung des Pfandrechts den Verpächter benach⸗ 
richtigen. 

8 53 

Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf das geſamte, dem Pächter zur Zeit der Niederlegung des Ver⸗ 
pfändungsvertrags gehörende Inventar. Sollen einzelne Inventarſtücke von der Verpfändung aus⸗ 
genommen werden, ſo müſſen ſie im Verpfändungsvertrag einzeln und unter Angabe ihrer kennzeich⸗ 
nenden Merkmale bezeichnet werden. 

Das Pfandrecht erſtreckt ſich weiter auf In ventarſtücke, die der Pächter nach der Erſtehung 
des Pfandrechts erwirbt, ſobald er ſie in das Inventar einverleibt. Dies gilt nicht, wenn die Erſtreckung 
des Pfandrechts durch eine ſchriftliche Vereinbarung des Pächters und des Pfandgläubigers ausge⸗ 
ſchloſſen und die Vereinbarung bei dem im § 52 Abſ. 1 bezeichneten Gerichte niedergelegt worden iſt. 
In der Vereinbarung muß das Inventarſtück unter Angabe ſeiner kennzeichnenden Merkmale bezeich⸗ 
net werden. 

Soweit Inventarſtücke verſichert ſind, erſtreckt ſich das Pfandrecht auf die Forderung gegen den 
Verſicherer. Die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer erliſcht, wenn das verſicherte Inven⸗ 
lar wiederhergeſtellt oder Erſatz dafür beſchafft iſt. 


S 54 

Gehört ein Inventarſtück nicht dem Pächter, ſo erwirbt die Staatsbank gleichwohl ein Pfandrecht, 
es ſei denn, daß ihr im Zeitpunkt der Niederlegung des Verpfändungsvertrags bekannt iſt oder 
infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, daß das Inventarſtück dem Pächter nicht gehört. 

St ein Inventarſtück mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, jo findet die Vorſchrift des Abſ. 1 
mit der Maßgabe Anwendung, daß das Pfandrecht dem Rechte des Dritten vorgeht. Das Verhältnis 
des Pfandrechts der Staatsbank zu dem geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters beſtimmt ſich aus⸗ 
ſchließlich nach § 61. 

Die Vorſchrift des $ 935 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bleibt unberührt. 
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S 55 

Erwirbt ein Dritter von dem Pächter ein mit dem Pfandrecht belaſtetes Inventarſtück oder ein 
Recht an einem ſolchen Inventarſtück, ſo kann er ſich, ſolange der Verpfändungsvertrag bei dem Amts⸗ 
gerichte niedergelegt iſt, der Staatsbank gegenüber nicht darauf berufen, daß er in Anſehung des 
Pfandrechts im guten Glauben war. 

Verfügt der Pächter über einzelne Inventarſtücke, ſo wird das Inventarſtück von der Haftung 
frei, wenn die Verfügung innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft geſchieht und 
das Inventarſtück von dem Grundſtück entfernt wird, bevor der Pfandgläubiger ſein Pfandrecht ge- 
richtlich geltend gemacht hat. 

S 56 

Das Inventar haftet auch für die der Staatsbank zu erſetzenden Koſten der Kündigung und der 

Rechtsverfolgung ſowie für die Koſten der Verwertung des Pfandes. 


§ 57 
Rechte an dem Inventar, die durch eine Belaſtung des verpachteten Grundſtücks oder im Wege der 
Zwangsvollſtreckung erworben ſind, bleiben auch dann unberührt, wenn der Gläubiger hinſichtlich 
ſolcher Rechte in gutem Glauben iſt. 
8 S 58 
Wird das Recht des Pfandgläubigers beeinträchtigt, ſo finden auf ſeine Anſprüche die für 
die Anſprüche aus dem Eigentume geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


| S 59 
Beabſichtigen der Verpächter oder die Staatsbank das Inventar zu verwerten, ſo ſollen ſie ſich 
unter dem Geſichtspunkt der Aufrechterhaltung des Betriebs über die Art des Vorgehens verſtän⸗ 


digen. 
§ 60 


Die Befriedigung des Pfandgläubigers aus dem Inventar erfolgt durch Verkauf. Die Vor⸗ 
ſchriften des 8 1228 Abſ. 2 Satz 1 und der SS 1229, 1230 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden 
entſprechende Anwendung. 

Der Verkauf kann nach den Vorſchriften über den Pfandverkauf (SS 1234 bis 1240 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) oder, wenn der Pfandgläubiger für ſein Recht zum Verkauf einen vollſtreckbaren 
Titel erlangt hat, nach den für den Verkauf einer gepfändeten Sache geltenden Vorſchriften erfolgen. 
Die Vorſchriften der SS 1241 bis 1249 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende An⸗ 
wendung. 

Soll der Verkauf im Wege des Pfandverkaufs geſchehen, ſo kann der Pfandgläubiger nach dem 
Eintritt der Verkaufsberechtigung von dem Pächter die Herausgabe der zu verkaufenden Inventar⸗ 
ſtücke verlangen. Aus dem Verpfändungsvertrage findet auf Grund einer von dem Amtsgericht, bei 
dem die Niederlegung erfolgt iſt, zu erteilenden vollſtreckbaren Ausfertigung, ohne daß Zuſtellung er⸗ 
forderlich iſt, die Zwangsvollſtreckung auf Herausgabe der verpfändeten Inventarſtücke ſtatt. 


§ 61 
Der Verpächter kann der Verwertung des Inventars nach Maßgabe des $ 60 nicht wider- 
ſprechen. Zu einer Verwertung, die nicht im Wege öffentlicher Verſteigerung geſchieht, bedarf die 
Staatsbank der Einwilligung des Verpächters. Die Staatsbank hat dem Verpächter auf ſein Ver⸗ 
langen, das innerhalb 1 Woche, nachdem ihn die Staatsbank von der geſchehenen Verwertung be⸗ 
nachrichtigt hat, ſchriftlich geſtellt werden muß, die Hälfte des Erlöſes zur Befriedigung oder zur 
Sicherſtellung für diejenigen, ihm gegen den Pächter zuſtehenden Forderungen zu überlaſſen, die durch 
das geſetzliche Pfandrecht geſichert find. Überſteigt der hiernach dem Verpächter zu überlaſſende Be⸗ 
trag die Höhe ſeiner Anſprüche, ſo kann der Pächter oder ein Gläubiger des Pächters den Überſchuß 
nur in Anſpruch nehmen, wenn die Staatsbank keinen Anſpruch darauf erhebt. 
Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, wenn der Verpächter ſein geſetz⸗ 
liches Pfandrecht geltend macht. 
$ 62 
Die Vorſchriften des 8 61 Abi. 1 Satz 3, 4, Abi. 2 finden auch Anwendung, wenn ein Dritter 
die Zwangsvollſtreckung in Inventarſtücke betreibt und die Staatsbank und der Verpächter gemäß 
dem $ 805 der Zivilprozeßordnung ihren Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe 
geltend machen. 
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8 63 Le „ 

Das Pfandrecht erliſcht mit der Forderung, für die es beſtellt iſt. 

Zur Aufhebung des Pfandrechts durch Rechtsgeſchäft genügt die Erklärung des Pfandgläubigers 
gegenüber dem Pächter, daß er das Pfandrecht aufgebe. 

Erliſcht das Pfandrecht, ſo iſt der Gläubiger auf Verlangen des Pächters verpflichtet, eine öffent⸗ 
lich beglaubigte Erklärung darüber auszuſtellen, daß das Pfandrecht erloſchen iſt. Die Koſten der Er⸗ 
klärung hat der Pächter zu tragen und auf Verlangen vorzuſchießen. 

S 64 

Der Verpfändungsvertrag kann ſowohl von dem Pächter wie von der Staatsbank niedergelegt 
werden. 

Das Amtsgericht hat den Zeitpunkt der Niederlegung des Verpfändungsvertrags nach Tag und 
Stunde auf dem Verpfändungsvertrag oder einem damit zu verbindenden Blatte an deutlich ſicht⸗ 
barer Stelle zu vermerken. Über den Zeitpunkt der Niederlegung iſt dem, der den Vertrag niedergelegt 
hat, eine Beſcheinigung zu erteilen. 

Die Staatsbank hat alsbald nach der Niederlegung dem Verpächter eine Abſchrift des Ver⸗ 
pfändungsvertrags unter Angabe des Zeitpunkts der Niederlegung mitzuteilen. 

Nach dem Erlöſchen des Pfandrechts iſt der Verpfändungsvertrag dem Pächter auf Antrag her⸗ 
auszugeben; zum Nachweis des Erlöſchens genügt die im § 63 Abſ. 3 bezeichneten Erklärung. 

§ 65 

Die Einſicht der bei dem Amtsgerichte niedergelegten Verpfändungsverträge iſt jedem geſtattet, 
der ein berechtigtes Intereſſe darlegt. Soweit die Einſicht geſtattet iſt, kann die Erteilung von Ab⸗ 
ſchriften verlangt werden. Die Abſchriften ſind auf Verlangen zu beglaubigen. 

Dem Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks iſt auf Antrag von dem Amtsgericht, in deſſen 
Bezirk der Sitz ſeines Betriebs liegt, zu beſcheinigen, daß bei dem Amtsgericht kein Verpfändungsvertrag 
niedergelegt worden iſt. 

§ 66 

Rechte auf Grund einer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erfolgten Sicherungsübereignung 
werden durch S 54 Abſ. 1 nicht berührt, wenn ſie innerhalb von zwei Monaten ſeit dem Inkraft⸗ 
treten dem nach § 52 Abſ. 1 zuſtändigen Amtsgericht angemeldet find. 


§ 67 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts treten mit Ablauf des 30. September 1945 außer Kraft. 


IV 
Schlußvorſchriften 
S 68 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1933 in Kraft. 
§ 69 
Bei der Prüfung des Rechts auf Leiſtungen und bei der Berechnung deren Höhe durch die Inva— 
liden⸗ und Angeſtellten⸗Verſicherung ſind Beitragsrückſtände als geleiſtete Beiträge zu behandeln, wenn 
dieſe Rückſtände gemäß $ 23 Schwimmſchulden geworden find, und die Staatliche Treuhandgeſellſchaft 
m. b. H. in Danzig an die Stelle des bisherigen Schuldners getreten iſt. 


163 Verordnung 
zur Anderung des Danziger Beſoldungsgeſetzes. 
Vom 4. Juli 1934. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 21 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 

Das Danziger Beſoldungsgeſetz vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) wird wie folgt ge⸗ 

ändert: 
J. S 13 erhält folgenden neuen Abſ. 4: 

„(4) Die ledigen Wachtmeiſter, Oberwachtmeiſter und Hauptwachtmeiſter der Schutzpolizei 
und der Landespolizei, die nach den beſtehenden Vorſchriften zum gemeinſamen Wohnen in Polizei⸗ 
Unterkünften verpflichtet ſind, erhalten keinen e Eine Wohnungsmiete wird 
von dieſen Beamten nicht erhoben.“ 
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Der bisherige Abſ. 4 wird Abſ. 5. 
II. In der Anlage 1 (Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) treten 
folgende Anderungen ein: 
1. In der Vorbemerkung 1 iſt 
a) zweimal das Wort „Amtsräte“ zu ſtreichen, 
b) zweimal hinter dem Worte „Oberinſpektoren“ das Wort „Inſpektoren“ einzufügen, 
c) hinter dem Wortteil „Juſtiz⸗,“ der Wortteil „Dolmetſcher⸗,“ einzufügen. 
2. In der Beſoldungsgrup pe A I a iſt 
a) die Amtsbezeichnung „Oberſtaatsanwalt als Leiter der Staatsanwaltſchaft“ durch „Ge— 
neralſtaatsanwalt“ zu erſetzen, 
b) ſtatt „Oberſt der Schutzpolizei“ zu ſetzen: „Oberſt der Landespolizei“. 
3. In der Beſoldungsgruppe A 2 a ſind 
a) die Worte „Oberſtleutnant der Schutzpolizei“ durch die Worte „Oberſtleutnants de 
Schutzpolizei und der Landespolizei“ zu erſetzen; in der Klammer tritt dort an Stelle 
des Wortes „erhält“ das Wort „erhalten“; 
b) vor der Klammer ſtatt der Amtsbezeichnungen 
„Majore der Schutzpolizei 
Oberſtabsarzt der Schutzpolizei“ 
die Amtsbezeichnungen 
„Majore der Schutzpolizei und der Landespolizei 
Gendarmeriemajor 
Oberſtabsarzt der Landespolizei“ 
aufzunehmen, 
c) ſtatt „Schulräte (bisher Kreisſchulräte)“ zu ſetzen: 
„Kreisſchulräte (bisher Schulräte)“, 
d) die Amtsbezeichnungen 
„Oberſtaatsanwalt 2) 
Turnrat für das Gebiet der Freien Stadt Danzig“ 
hinzuzufügen. 
4. In der Beſoldungsgruppe A 2b iſt 
a) ſtatt „Amtsräte (vergl. Vorbemerkung 1)“ zu ſetzen: 
„Amtsmänner in Sonderſtellung — vergl. Vorbemerkung 1 — (bisher Amtsräte)“, 
b) die Amtsbezeichnung „Oberfiſchmeiſter“ hinzuzufügen. 
5. In der Beſoldungsgruppe A 3a ſind der Amtsbezeichnung „Turnrat“ die Worte „für 
das Gebiet der Stadtgemeinde Danzig“ anzufügen. 
D In der Beſoldungsgruppe A 3b iſt 
a) hinter der Amtsbezeichnung „Stabszahlmeiſter“ das Wort „Schutzpolizei“ durch das 
Wort „Landespolizei“ zu erſetzen, 
b) die Amtsbezeichnung „Hauptleute der Schutzpolizei“ mit den dazu gehörigen Angaben durch 
folgende Amtsbezeichnungen uſw. zu erſetzen: 
„Hauptleute der Schutzpolizei und (erhalten die Dienſtaltersſtufen 


der Landespolizee 492 [Wohnungsgeldzuſchuß IVI 
Gendarmeriehauptmann . . . 615 [Wohnungsgeldzuſchuß III] 
Stabsarzt der Landespolizei 708 [Wohnungsgeldzuſchuß TIL] 


G monatlich).“ 
7. In der Beſoldungsgruppe A 44 treten folgende Anderungen ein: 
a) Es ſind zu ſtreichen: 
„Oberſekretäre — vergl. Vorbemerkung 1 — (bisher Inſpektoren, Oberſekretäre 
und Bibliotheksſekretäre) ) 
Oberzahlmeiſter!) und Zahlmeiſter der Schutzpolizei 
Werkleiter der Schutzpolizei 
Dolmetſcherinſpektorens) (bisher zum Teil Dolmetſcheroberinſpektoren).“ 
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b) Es ſind hinzuzufügen: 

„Inſpektoren — vergl. Vorbemerkung 1 — (bisher Oberſekretäre) 9) 

Oberzahlmeiſter der Landespolizei?) 

Zahlmeiſter der Landespolizei 

Oberwerkleiter der Landespolizei?) 

Werkleiter der Landespolizei 

Gendarmerieſtabswachtmeiſter.“ 

c) In der Fußnote 2 iſt Hait „72 G“ zu ſetzen: „72 G oder 52 G“, 
d) Die Fußnote 4 erhält folgende Faſſung: 

„Juſtizinſpektoren, die in der Hauptſache als Rechtspfleger tätig ſind, erhalten 

außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von monatlich 31 G“. 
e) Die Fußnote 7 iſt zu ſtreichen. 
f) Die Fußnote 15 erhält folgende Faſſung: 

„Soweit nicht vorſtehend beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, kann nach Maß⸗ 
gabe des ſachlichen Bedürfniſſes im Rahmen des Staatshaushaltsplanes eine ruhegehalts⸗ 
fähige Zulage von 31 G monatlich gewährt werden.“ 

8. In der Beſoldungsgruppe A Ag ſind 
a) die Amtsbezeichnungen 

„Oberleutnants der Schutzpolizei!) 

Leutnants der Schutzpolizei“ 
durch die Worte „und der Landespolizei“ zu ergänzen, 

b) hinzuzufügen: 

„Oberarzt der Landespolizei (erhält nur die 3 letzten Dienſtaltersſtufen der Beſol⸗ 

dungsgruppe A 4g) 

Obermuſikmeiſter der Landespolizei?)“, 

c) iſt folgende Fußnote 2 neu aufzunehmen: 

„2. Der am 1. Juli 1934 im Amt geweſene Leiter der Kapelle der Landespolizei erhält 
für ſeine Perſon die Amtsbezeichnung „Muſikdirektor“ und die Bezüge der Ober⸗ 
leutnants der Landespolizei.“ 

9, In der Beſoldungsgruppe A 5 iſt zu ſtreichen: 
e „Oberlandjägermeiſter — bisher Landjägermeiſter — (künftig wegfallend)“. 
10. In der Beſoldungsgruppe A 6b iſt 
a) die Amtsbezeichnung „Werkmeiſter der Schutzpolizei“ durch die Worte „und der Landes⸗ 
polizei“ zu ergänzen, 
b) die Amtsbezeichnung „Landjägermeiſter — bisher Oberlandjäger — (künftig wegfallend)“ 
durch „Gendarmerieoberwachtmeiſter (bisher Landjägermeiſter)“ zu erſetzen, 
c) die Amtsbezeichnung „Erſte Fiſchmeiſter“ hinzuzufügen, 
d) die Amtsbezeichnung „Hafenſanitätsmeiſter“ hinzuzufügen. seng 
11. In der Beſoldungsgruppe A 7b ilt ſtatt Leg 

„Hauptwachtmeiſter (bisher Zugwachtmeiſter) der Schutzpolizei 

Oberlandjäger — bisher Landjäger — (künftig wegfallend)“ 
zu ſetzen: 

Hauptwachtmeiſter der Schutzpolizei und der Landespolizei 

Gendarmeriewachtmeiſter (bisher Oberlandjäger)“. 

12. In der Beſoldungsgruppe A 8b ſind die Amtsbezeichnungen 
„Poſtbetriebsaſſiſtenten (weiblich) 
Telegraphenbetriebsaſſiſtenten (weiblich)“ 

zu ſtreichen. 

13. In der Beſoldungsgruppe A 10 a wird ſtatt 
„Oberamtsmeiſter!) (bisher Oberbotenmeiſter) 

Amtsmeiſter (bisher Botenmeiſter)“ 

geſetzt: 
„Oberbotenmeiſter !) (bisher Oberamtsmeiſter) 
Botenmeiſter (bisher Amtsmeiſter)“. 
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14. In der Fußnote 1 zur Beſoldungsgruppe A 10b iſt die Zahl „13“ durch die Zahl „21“ 
zu erſetzen. 

15. In den Beſoldungsgruppen A 10% J bis 3 iſt überall hinter dem Worte „Schutzpolizei“ 
hinzuzufügen: „und der Landespolizei“. 


Artikel II 
Für die in dieſem Artikel genannten Beamten der Landespolizei gelten die Vorſchriften des Dan⸗ 
ziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) in der jeweils gültigen Faſſung mit 
den Anderungen der nachfolgenden SS 1 bis 4: 
H 8 1 
Polizeianwärter, die nach dem 31. Juli 1934 zu Wachtmeiſtern der Landespolizei befördert 
werden, erhalten als ſolche ein monatliches Grund gehalt von: 
a) 117 G, wenn fie in der Zeit vom 1. Auguſt bis 31. Dezember 1934, 
b) 111 G, wenn fie mit Wirkung vom 1. Januar 1935 oder von einem ſpäteren Zeitpunkt 
befördert werden. 
8 2 
Wachtmeiſter der Landespolizei, die nach dem 31. Juli 1934 zu Oberwachtmeiſtern der Landes⸗ 
polizei befördert werden, erhalten als ſolche: 
a) mit weniger als 6 Dienſtjahren monatlich 197 G Grundgehalt und, ſoweit nicht S 13 Abſ. 4 
des Beſoldungsgeſetzes Anwendung findet, den Wohnungsgeldzuſchuß VI, 
b) mit mehr als 6 Dienſtjahren monatlich 210 G Grundgehalt und, ſoweit nicht S 13 Abſ. A 
des Beſoldungsgeſetzes Anwendung findet, den Wohnungsgeldzuſchuß VI. 


a 8 3 
Oberwachtmeiſter der Landespolizei, die nach dem 31. Juli 1934 zu Hauptwachtmeiſtern der Landes⸗ 
polizei befördert werden, erhalten als ſolche monatlich 246 G Grundgehalt, das ſich von 2 zu 2 Jahren 
um 10 G bis auf den Betrag von 276 G erhöht, und, ſoweit nicht 8 13 Abſ. 4 des Beſoldungs⸗ 
geſetzes Anwendung findet, den Wohnungsgeldzuſchuß V. 
8 4 
Die unter der Wirkung der SS 1 bis 3 beförderten Beamten der Landespolizei erhalten zu dem 
neuen Grundgehalt uſw. die in den Fußnoten 1 und 2 zur Beſoldungsgruppe A 10 c des Beſoldungs⸗ 
geſetzes vorgeſehenen Zulagen nicht. 
5 8 5 
Waren die vor der Beförderung (SS 2 und 3) zuletzt zuſtändig geweſenen Bruttobezüge eines Be⸗ 
amten höher oder nur bis zu 5 G monatlich geringer als die neuen Bruttobezüge, ſo erhält er zu den 
neuen Bruttobezügen einen ruhegehaltsfähigen Zuſchuß jeweils in der Höhe, daß die neuen Brutto⸗ 
bezüge und der Zuſchuß zuſammen die vor der Beförderung zuletzt zuſtändig geweſenen Bruttobezüge 
um monatlich 6 G überſteigen. 


Artikel III 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1934 in Kraft. 


(2) Die Amtsbezeichnungen „Amtsrat“, „Oberamtsmeiſter“ und „Amtsmeiſter“ ſind weiterzu⸗ 
führen, ſoweit die Beamten ſchon vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung hierzu berechtigt waren. 
Für die weiteren Anderungen von Amtsbezeichnunggen (Artikel J) gilt die Vorbemerkung 3 zur Be⸗ 
ſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten nicht. 


Danzig, den 4. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Greiſer 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer von Wnud 
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164 Rechtsverordnung 

zur Vermeidung von Mißſtänden bei der Vergebung von Aufträgen der öffentlichen Hand. 

Vom 26. Juni 1934. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 28, 65 und 75 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 

Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 

Wer es unternimmt, bei Ausſchreibungen oder Vergebungen ſtaatlicher oder kummunaler Ver⸗ 
waltungen ſowie ſonſtiger Körperſchaften des öffentlichen Rechts die Erteilung von Aufträgen dadurch 
zu beeinfluſſen, daß er an ihnen ohne vorherige ausdrückliche Klarſtellung und Offenlegung gegenüber 
der Auftragsſtelle durch ringartigen Zuſammenſchluß, Verſprechen von Vorteilen jeder Art oder in 


anderer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe mitwirkt, wird mit Gefängnis und mit Geldſtrafe 
bis zu 100 000, — Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
8 2 


Wird eine nach 8 1 ſtrafbare Handlung von einem geſetzlichen Vertreter, Angeſtellten oder Be⸗ 
auftragten eines an der Vergebung Beteiligten verübt, ſo haftet der vertretene Beteiligte für eine nach 
§ 1 erkannte Geldſtrafe mit dem Verurteilten als Geſamtſchuldner. 

Sit das Verfahren gegen den nach $ 1 Schuldigen nicht durchführbar, jo kann in einem beſonderen 
Verfahren auf die Haftung des Beteiligten gemäß Abf. 1 erkannt werden. 

8 3 ` 

Verträge, deren Abſchluß auf eine nach 8 1 ſtrafbare Handlung zurückzuführen it, ſind nichtig. 

8 4 g 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 26. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Huth 


165 Berordnung 
über Segelflug⸗ und Freiballonweſen. | 
Vom 30. Juni 1934. Se 
Auf Grund des $ 17 1 und des Luftverkehrsgeſetzes vom 9. 6. 1926 (G. Bl. S. 191 ff.) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
A. Erlaubnis zur Führung von Segelflugzeugen und Freiballonen 
8 1 5 
Für die Erlaubnis zur Führung eines Segelflugzeuges oder eines Freiballons gelten die 88 17 
bis 23 der Verordnung über Luftverkehr vom 17. Juni 1932 (G. Bl. S. 415), ſoweit nachſtehend nichts 
anderes beſtimmt iſt. a 
8 2 N | | 


Anftelle der im $ 17 Nr. 3 der Verordnung über Luftverkehr geforderten Nachweiſe und Zeug⸗ 
niſſe über die Vorbildung iſt dem Antrag an den Senat der Nachweis der Befähigung nach $ 3 oder 
4 dieſer Verordnung vorzulegen. 

Der Nachweis kann entweder durch das Zeugnis eines vom Senat dafür anerkannten Ausbil⸗ 
dungsunternehmens oder durch das Gutachten eines vom Senat beſtellten Sachverſtändigen er⸗ 
bracht werden. 

8 3 

Die Erlaubnis zur Führung eines Segelflugzeuges außerhalb eines Segelfluggeländes kann an 
Perſonen erteilt werden, die das 16. Lebensjahr vollendet haben; der Angabe der beſonderen Um⸗ 
fände für den Antrag gemäß $ 17 Nr. 2 der Verordnung über Luftverkehr bedarf es in dieſem 
Falle nicht. Der Bewerber hat nachzuweiſen: s 

a) 5 Segelflüge von insgefamt 30 Minuten Dauer ohne Beſchädigung des Segelflugzeugs. Bei 
jedem Fluge muß die Abflugſtelle mindeſtens 2 Minuten lang überhöht werden. Die 
Flüge müſſen innerhalb der letzten 3 Jahren vor dem Antrag ausgeführt fein; 

ferner ausreichende Kenntniſſe über: 
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b) die Grundbegriffe der Segelflugzeugkunde einſchließlich der Beurteilung der Verkehrsſicherheit 
des Segelflugzeugs; 

c) das Verhalten während des Fluges, auch in beſonderen Fällen; 

d) die Luftſtrömungen und ihren Einfluß auf die Segelflugzeuge; 

e) die Verkehrsvorſchriften (SS 64—100) der Verordnung über Luftverkehr, ſoweit ſie das 
Segelflugzeug betreffen. 

8 4 
Für die Erlaubnis zur Führung eines Freiballons hat der Bewerber nachzuweiſen: 

a) 6 Ausbildungsfahrten innerhalb der letzten 3 Jahre vor dem Antrag, darunter eine mit 
Leuchtgas⸗ und tunlichſt eine mit Waſſerſtoffüllung, eine Fahrt in den Monaten Mai bis 
September bei Temperaturen von über 20 C, eine Fahrt in den Monaten November bis 
Februar ſowie eine Fahrt, die teilweiſe bei Nacht, d. h. ſo ausgeführt wird, daß ſie ent⸗ 
weder mindeſtens 2 Stunden vor Sonnenuntergang begonnen und nach Mitternacht voll⸗ 
endet oder vor Mitternacht begonnen und früheſtens 3 Stunden nach Sonnenaufgang voll⸗ 
endet wird; 

b) eine Prüfungsfahrt mit einem Sachverſtändigen oder einem Führer, der mindeſtens 30 
Fahrten ſelbſtändig geführt hat. Bei dieſer Fahrt hat der Bewerber die Füllung, die Fahrt, 
die Landung und die Verpackung des Ballons ſelbſtändig zu leiten, auch ſoll er eine Zwi⸗ 
ſchenladung ausführen. Der Führer hat dies zu beſcheinigen; 

c) Durchführung eines Startes unter ſachkundiger Leitung ſowie Überwachung eines Reißbahn⸗ 
klebens; 

ferner ausreichende Kenntniſſe über: 

d) das Ballonmaterial einſchließlich der Beurteilung der Verkehrsſicherheit; 

e) das Inſtrumenten⸗, Karten⸗ und Wetter weſen; 

1) die Technik der Ballonführung einſchließlich der Gaslehre, der Füllung und Landung; 


g) die Verkehrsvorſchriften (SS 64—100) der Verordnung über Luftverkehr, ſoweit ſie den 
Freiballon betreffen; 


h) das Verhalten bei Unfällen und die erſte Hilfe bei Verletzungen. 


In beſonders begründeten Fällen (3. B. bei Luftſchifführeranwärtern, Einmannballonführern) 
kann der Senat Ausnahmen zulaſſen. 
, 8 5 
Für die ärztliche Unterſuchung gilt S 7 der Anlage 3 zur Verordnung über Luftverkehr, jedoch 
iſt Farbenuntüchtigkeit kein Hinderungsgrund für die Erteilung der Erlaubnis. 
Der Senat kann bei Nichterfüllung einzelner Bedingungen im Benehmen mit dem Arzt und 
dem Sachverſtändigen Ausnahmen zulaſſen, wenn die ſichere Führung von Segelflugzeugen oder Frei⸗ 
ballonen hierdurch nicht beeinträchtigt erſcheint. 


86 
Die Muſter der Führerſcheine ergeben ſich aus den Anlagen 1 und 2. 


a 8 7 

Der Führer eines Segelflugzeuges oder eines Freiballons hat in Abſtänden von 3 Jahren, vom 
Tage der Erlaubnis an gerechnet, dem Senat nachzuweiſen, daß er in der Zwiſchenzeit Segelflugzeuge 
oder Freiballone geführt hat. 

8 8 8 Se 

Führer von Freiballonen und Segelflugzeugen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
von einer Luftfahrtvereinigung zugelaſſen wurden, haben beim Senat bis zum 31. 8. 1934 die 
SE nach dieſer Verordnung zu beantragen. Andernfalls erliſcht die Erlaubnis an dieſem 

age. 


Führer von Segelflugzeugen haben hierbei nachzuweiſen, daß die Anforderungen gemäß $ 3 
Buchſtabe a innerhalb der letzten 3 Jahre erfüllt wurden. Führern von Freiballonen wird die Er⸗ 
laubnis auf Grund des bisherigen Führerſcheins erteilt, ohne daß es weiterer Nachweiſe bedarf. 
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B. Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Ausbildung von Segelflugzeugführern 


ER: 
Für die Erteilung der Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Ausbildung von Segelflugzeugführern 
gelten die SS 25 bis 30 der Verordnung über Luftverkehr entſprechend. An die Stelle der Anlage 4 
der Verordnung über Luftverkehr treten die nachfolgenden Vorſchriften. 


$ 10 


Die Einrichtungen und Lehrmittel von Segelfliegerſchulen, die gewerbsmäßig ausbilden, müſſen 
folgenden Anforderungen entſprechen: 

1. Die Schule ſoll mindeſtens 3 Lehr⸗ und Übungsſegelflugzeuge beſitzen. Sollen mehr als 20 
Schüler gleichzeitig ausgebildet werden, ſo ſoll eine entſprechend größere Zahl ſolcher Segelflug⸗ 
zeuge zur Verfügung ſtehen. 

Die Segelflugzeuge müſſen betriebsſicher und für den Unterricht beſonders geeignet ſein. Ver⸗ 
altete Bauarten dürfen nicht verwendet werden. 
Die Schule muß beſchädigte Segelflugzeuge ſchnell inſtand ſetzen und zerſtörte bald erſetzen 
können, damit eine fortlaufende Ausbildung gewährleiſtet iſt; 

2. Für je 20 Schüler ſoll ein Lehrer vorhanden ſein; 

. Die Schüler müjjen die einzelnen Teile eines Segelflugzeugs und die zur Inſtandhaltung erfor⸗ 
derlichen Arbeiten kennenlernen können. 

Für den theoretiſchen Unterricht müſſen die notwendigen Lehrräume, Lehrmittel und Lehr⸗ 

bücher vorhanden ſein. 

4. Die Benutzung eines geeigneten Übungsgeländes muß gewährleiſtet fein. Die geringen Erfah⸗ 
rungen der Flugſchüler müſſen bei der Auswahl berückſichtigt werden. 

5. Für ſofortige Unfallhilfe müſſen die erforderlichen Maßnahmen ſichergeſtellt fein. 

6. Die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers ſoll ſo groß ſein, daß er ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen gegenüber den Schülern jederzeit nachkommen kann. 


8 11 

Der Ausbildungsleiter und die Fluglehrer einer Segelfliegerſchule müſſen ausreichende Erfah⸗ 
rung in der Führung von Segelflugzeugen beſitzen und ihre Befähigung durch ein Gutachten des 
Sachverſtändigen nachweiſen; ſie ſollen tunlichſt im Beſitze der behördlichen Erlaubnis zur Führung 
von Segelflugzeugen ſein. 

Für den theoretiſchen Unterricht müſſen die entſprechenden Lehrkräfte verpflichtet ſein, wenn Aus⸗ 
bildungsleiter und Fluglehrer dieſen Unterricht nicht ſelbſt erteilen können. 

Ein Wechſel des Ausbildungsleiters und der Fluglehrer iſt dem Senat anzuzeigen. 


8 12 


Schüler dürfen erſt aufgenommen werden, wenn ſie durch ein ärztliches Zeugnis ihrer Eignung 
entſprechend § 5 nachgewieſen haben. 
Minderjährige Schüler haben die ſchriftliche Erlaubnis des geſetzlichen Vertreters nachzuweiſen. 


co 


(& Allgemeines 


$ 13 


Zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung wird die Abteilung des Innern (Sach⸗ 
gebiet für Luftfahrt) ermächtigt, die Ausbildung von Gleit⸗ und Segelfliegern im Auto⸗, Seil⸗ 
winden⸗ und Flugzeugſchleppſtart von beſonderen Auflagen abhängig zu machen. 


Danzig, den 30. Juni 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer 
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166 Verordnung 
betreffend Prüfungsweſen bei den Krankenkaſſen. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes verordnet: 


S 1 
Ein Angeſtellter darf bei einer Krankenkaſſe nur dann dienſtordnungsmäßig angeſtellt oder in 
eine gehobene Stelle befördert werden, wenn er eine Prüfung (Anſtellungsprüfung, Beförderungs⸗ 
prüfung) beſtanden hat. Die Prüfungen müſſen in einen ſchriftlichen und einen mündlichen Teil 
zerfallen. N 
Im 8 352 der Reichsverſicherungsordnung fällt der zweite Satz weg. 


8 2 
Die Prüfung wird von einem Prüfungsausſchuß abgenommen, den der Direktor des Oberverſiche— 
rungsamts mit Stimmrecht leitet. 
83 
Gegenſtand der Prüfung muß außer den allgemeinen und fachlichen Kenntniſſen auch die Staats⸗ 
bürgerkunde ſowie die Raſſenkunde, Raſſen⸗ und Erbgeſundheitspflege fein. 


8 A 
Die Krankenkaſſen haben Vorkehrungen zu treffen, daß alle Beamten, Angeſtellten und Ar⸗ 
beiter, auch ſoweit ſie keine Prüfung abzulegen haben, die nötigen Kenntniſſe in Staatsbürgerkunde, 
Raſſen⸗ und Erbgeſundheitspflege erhalten. 
8 5 
Der Senat, Abteilung für Geſundheitspflege und Benälferungsnoliiit (G), beſtimmt das Nähere 
zur Durchführung dieſer Verordnung. 5 
SG 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend vom 1. April 1934 ab in Kraft. 


Danzig, den 26. Juni 1934, 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Kluck 


167 Verordnung = 
zum Zuſatz⸗Abkommen über die in Artikel 109 Abſatz 1 Satz 2 des am 21. April 1921 in Paris 
unterzeichneten Abkommens vorgeſehene Regelung umfangreicherer Militärtrausporte. 
: Vom 2. Juli 1934. 

Auf Grund der Verordnung betreffend Ermächtigung des Senats zur Verkündung Verfall 
naler Verträge und Abkommen vom 18. Dezember 1933 (G. Bl. S. 631) wird dem in Berlin am 
13. Februar 1933 unterzeichneten Zuſatzabkommen über die in Artikel 109 Abſatz 1 Satz 2 des am 
21. April 1921 in Paris unterzeichneten Abkommens vorgeſehene Regelung umfangreicherer Mili⸗ 
tärtransporte zugeſtimmt. 

Das Zuſatzabkommen wird nachſtehend veröffentlicht. : 

Die Natifikationsurkunden find am 27. Juni 1934 ausgetaufht worden. Das Zuſatzabkommen 
tritt daher gemäß ſeinem Artikel 4 am 12. Juli 1934 in Kraft. 


Danzig, den 2. Juli 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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Convention Supplémentaire 
concernant la réglementation des transports 
militaires prévus à l'article 109 alinéa 1 
phrase 2 de la Convention signée le 
21 april 1921 à Paris. 

Conformément à l'article 109 alinsa 1 Phrase 2 
de la Convention concernant la Liberté du 
Transit entre la Prusse Orientale et le reste de 
Allemagne, Convention signee à Paris le 
21 avril 1921, la Pologne et la Ville Libre de 
Dantzig d'un coté et PAllemagne d’autre coté 
ont décidé de régler par la voie d'une convention 
supplémentaire ce transit en ce qui concerne 
les transports militaires plus importants que 
ceux qui sont fixes dans le Chapitre III de la 
Convention précités. 


Les Plénipotentiaires suivants: 


M. Franciszek Moskwa, Directeur du Dé- 
partement au Ministère des Communica- 
tions, agissant au nom de la République 
de Pologne et, conform&ment auchiffre6 
de Particle 104 du Trait& de Versailles 
du 28 juin 1919, également au nom de la 
Ville Libre de Dantzig, en tant quelle 
entre en question comme Partie contrac- 
tante, 

et 


M. le Dr. Paul Eckardt, Envoyé et Mi- 
nistre Plenipotentiaire, 

M. Carl Scholz, Conseiller Intime de Gou- 
vernement, Directeur des chemins de fer 
du Reich, 

agissant au nom du Reich Allemand, 

ont convenu, après avoir examiné leurs pleins 
pouvoirs reconnus en bonne et due forme, des 
dispositions suivantes: 


Article 1 

En dehors des trains qui sont prevus dans 
le Chapitre III, article 44, 88 4, 6 et 8 de la, 
Convention de Paris en date du 21 avril 1921 
concernant la Liberté du Transit entre la Prusse 
Orientale et le reste de Allemagne, 35 trains 
par an pourront, dans chaque direction, circuler 
entre la Prusse Orientale et le reste de I' Alle- 
magne pour y faire le transport des militaires 
allemands et des biens militaires allemands. 


Article 2 


Le nombre des trains mentionnés dans Par- 
tiole 1 ne pourra, dans chaque direction, dé- 
passer, au cours d'un mois, le chiffre de 15 ni, 
au cours d'une journée, le chiffre de 3. 


Überſetzung 
Zuſatz⸗Abkommen 
über die in Artikel 109 Abſatz 1 Satz 2 des am 
21. April 1921 in Paris unterzeichneten Ab⸗ 
kommens vorgeſehene Regelung umfangreicherer 
Militärtransporte. 

In Ausführung der Beſtimmungen des Ar- 
tikel 109 Abſatz 1 Satz 2 des am 21. April 1921 
in Paris unterzeichneten Abkommens über den freien 
Durchgangsverkehr zwiſchen Oſtpreußen und dem 
übrigen Deutſchland, haben Polen und die Freie 
Stadt Danzig einerſeits und Deutſchland anderer⸗ 
ſeits beſchloſſen, dieſen Durchgangsverkehr, ſoweit 
er ſich auf umfangreichere Militärtransporte als 
ſie in Kapitel III des vorgenannten Abkommens 
vorgeſehen find bezieht, durch ein Zuſatz⸗Abkommen 
zu regeln. 


Die nachgenannten Bevollmächtigten 
für Polen 

Herr Departementsdirektor im Verkehrsmini⸗ 
ſterium Franciszek Moskwa, 5 

der gemäß Artikel 104 Abſatz 6 des Verſailler 

Vertrages vom 28. Juni 1919 auch für die 

Freie Stadt Danzig, ſoweit ſie als Vertrags⸗ 

teil in Frage kommt, handelt, 


und 
für das Deutſche Reich N 
Herr Geſandter Dr. Paul Eckardt, 


Herr Geheimer Regierungsrat, Reichsbahn⸗ 
direktor Carl Scholz 


haben nach Prüfung der in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten folgende Beſtimmun⸗ 
gen vereinbart: f g 


H 


Artikel 1 
Außer den Zügen, die im Kapitel III, Artikel 44, 
88 4, 6 und 8 des am 21. April 1921 in Paris 
unterzeichneten Abkommens über den freien Durch⸗ 
gangsverkehr zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen 
Deutſchland vorgeſehen ſind, können zwiſchen Oſt⸗ 
preußen und dem übrigen Deutſchland jährlich in 
jeder Richtung je 35 Züge für die Durchführung 
deutſchen Militärs und deutſchen Militärgutes ver⸗ 
kehren. d f 
Artikel 2 > 
Die Zahl der im Artikel 1 erwähnten Züge darf 
in jeder Richtung während eines Monats die Zahl 
15 und an einem Tage die Zahl 3 nicht über⸗ 
ſchreiten. Be pg SEN "PH ; 


H 8 
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Article 3 

Toutes les clauses du Chapitre III de la Con- 
vention du 21 avril 1921 et des röglements 
d’application relatifs & ce chapitre s’applique- 
` ront aux trains dont il est question dans l’ar- 
ticle 1 de la présente convention supplémen- 
taire. 

Article 4 

La présente convention supplémentaire sera 
ratifiee le plus tout possible. Les instruments 
de ratification seront échangées & Varsovie. La 
Convention supplémentaire entrera en vigueur 
le quinzieme jour apres la date de l’&change des 
instruments de ratification. 

En foi de quoi, les Plenipotentiaires ont 
signé cette convention supplémentaire et l’ont 
revebus de leurs sceaux. 

Fait & Berlin, le 13 février 1933 
en langue francaise, en trois exemplaires 
authentiques. La Pologne en recevra deux 
exemplaires et I’Allemagne un exemplaire. La 
Pologne remettra un de ces deux exemplaires 
&. Ja Ville Libre de Dantzig. 

(s) Franciszek Moskwa Dr. Paul Eckardt 

Carl Scholz 


4890 ⁰ 


Artikel 3 f 
Sämtliche Beſtimmungen des Kapitel III des 
Abkommens vom 21. April 1921 und der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu dieſem Kapitel finden auf 
die im Artikel 1 dieſes Zuſatz-Abkommens er⸗ 
wähnten Züge Anwendung. 


Artikel 4 
Dieſes Zuſatz⸗Abkommen wird baldmöglichſt rati⸗ 
fiziert werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen in 
Warſchau ausgetauſcht werden. Das Zuſatz-Ab⸗ 
kommen tritt am fünfzehnten Tage nach Ablauf des 


Tages des Austauſchs der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten 
dieſes Zuſatz⸗Abkommen unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln verſehen. 

Geſchehen in Berlin am 13. Februar 1933 in 
franzöſiſcher Sprache in drei Ausfertigungen, von 
denen Deutſchland ein Exemplar und Polen zwei 
Exemplare erhält. Polen wird eins dieſer beiden 
Exemplare an die Freie Stadt Danzig weiterleiten. 


(L. S.) Eckardt 
(L. S.) Scholz 


(L. S.) Moskwa 
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